
Stadtgründung und Stadtrecht 

V O N H A N S P A T Z E 

Die Frage, wann und aus welchen Gründen der Ubergang vom mündlichen Gebrauch 
des Rechtes zur schriftlichen Fixierung erfolgte, kann auch fü r die Gründung und Ent ­
wicklung von Städten gestellt werden. Man kann vermuten, daß die Zusammenhänge 
zwischen Recht und Schriftlichkeit in der Stadt deshalb besonders komplizier t sind, weil 
es sich um ein topographisch, rechtlich, wirtschaftlich und sozial verwickeltes Gebilde 
handelt . Ihre Bewohner können, ja müssen bereits nach bestimmten wie immer gearte­
ten rechtlichen Grundsätzen leben, bevor sie diese Grundsätze aufzeichnen, sich auf ­
zeichnen oder beurkunden lassen. 

Es ist unsere Aufgabe festzustellen, welcher Abstand etwa zwischen dem unzweife l ­
haft städtischen Charak te r eines Siedlungsgrundrisses ­ im Gegensatz zum Dorf — und 
der Bezeichnung dieses Siedelplatzes als civitas auf der einen und der Niederschrift 
ihres Rechtes auf der anderen Seite besteht. Wir möchten die verbreitete Vorstellung, 
einer Stadt sei ein Recht verliehen worden, auf die einzelnen Phasen dieses in Wirk­
lichkeit meist sehr differenzierten Vorganges hin überprüfen. Denn die relat iv wenigen 
Fälle, in denen ein Stadtherr eine U r k u n d e verleiht, die das künftige Recht der Bürger 
mindestens in Umrissen enthält , sind historisch jungen Datums.1) 

Wir wollen uns in erster Linie mit dem Zei t raum zwischen der topographischen Exi­
stenz einer Stadt und der Niederschrift ihres Rechtes befassen. Das ist, wie wir betonen 
möchten, nur ein Ausschnitt im Prozeß der Verwirklichung des Rechtes innerhalb einer 
Stadt . Wir können nicht, um nur auf ein Problem hinzuweisen, untersuchen, welche 

i) Solche Vorgänge wie die serienweisen Verleihungen von Frankfurter Recht durch Ludwig den 
Bayern und Karl IV. an Dörfer, Täler und andere Kleinsiedlungen gehören nur bedingt zu 
unserem Thema; F. UHLHORN, Beobachtungen über die Ausdehnung des sogen. Frankfurter 
Stadtrechtskreises, in: HessJbLdG 5, 1955, S. 124­134; D. ANDERNACHT, Beiträge zur Geschichte 
des Frankfurter Oberhofes, in: Festgabe f. P. Kirn, 1961, S. 160­171. Wichtig für die Proble­
matik der vergleichenden Stadtrechtsforschung ist der zusammen mit UHLHORNS Aufsatz abge­
druckte Beitrag von C. HAASE. Wie ANDERNACHT (S. 162) zeigt, waren Stadtrechtsverleihungen 
schon den Zeitgenossen unklar. Ludwig d. B. (1332) und Karl IV. (1366) erläuterten, was sie 
damit meinten. Karl IV. sagte, die Beleihung bedeute nicht, daß Städte, Märkte und Dörfer 
alle Freiheiten, Rechte und Gnaden von Frankfurt haben sollten, sondern daß sie ihr Recht in 
Frankfurt suchen sollten. 



i6>4 HANS PATZE 

Ubere ins t immungen oder Unterschiede zwischen dem statuarischen Recht einer Stadt 
u n d dem wirklich prak t iz ie r ten Recht ihrer Bürger bestanden. U m diese leider bisher 
noch nicht in Angriff genommene Frage zu lösen, müßte die Rechtswirklichkeit einer 
Stad t , wie sie sich in Stadtbüchern, Protokol len , U r k u n d e n u n d anderen Zeugnissen 
niedergeschlagen hat , mit statuarischen Rechtsaufzeichnungen und subsidiären Rechts­
quellen, wenn sich diese ermit te ln lassen, verglichen werden . 

Die von uns au fgewor fene Frage ist z w a r an einzelnen Beispielen, so auch an dem 
v o n uns zu behande lnden Fre iburg i. Br. untersucht worden , aber meist aus bestimmten, 
meist lokal bedingten G r ü n d e n . Eine generelle Untersuchung unseres Themas f indet sich 
in der k a u m mehr zu übersehenden Li te ra tu r zur Städtegeschichte nicht. Das liegt zwei­
fellos z u m guten Teil da ran , d a ß es schwierig ist, festzustellen, welchen Zus tand einer 
städtischen Siedlung ein Rechtsterminus (civitas, oppidum, urbs) oder eine Rechtsquelle 
jeweils bezeichnen. Selbstverständlich können auch wir , selbst bei A n w e n d u n g einer 
vorsichtigen regressiven Methode , den topographischen Zus tand einer Stad t beispiels­
weise im 12. J a h r h u n d e r t nur näherungsweise bestimmen.2) N u r bei Städten mit einer 
umfangreichen Uber l ie fe rung er laubt uns die N e n n u n g von Kirchen, öffentlichen Ge­
bäuden u n d lokal is ierbaren Pr iva thäuse rn unter Zuhi l f enahme von neueren Katas te r ­
p länen eine äl tere Bebauungsstufe zu rekonstruieren. Selbst bei einer Stad t wie Lübeck, 
w o wir über U m s t ä n d e u n d Zeit der G r ü n d u n g in beispielhafter Weise in formier t sind, 
bestehen über die Phasen der topographischen Entwicklung unterschiedliche A u f ­
fassungen.3) 

Die E r w ä h n u n g von Goslar , dessen S t a d t g r u n d r i ß im N o r d e n u n d Osten große 
Regelmäßigkei t zeigt,4) ohne d a ß wir eine Gründungsu rkunde , also einen Hinweis auf 

2) G. Köbler hat neuerdings lateinische und deutsche OrtsbegrifFe zusammengestellt. Es wäre 
schön gewesen, wenn der Verfasser wenigstens an einigen Beispielen hätte zeigen können, wel­
chem topographischen Zustand ein Begriff zu einem bestimmten Zeitpunkt entspricht. G. KöBLER, 
Frühmittelalterliche Ortsbegriffe, in: BllDtLdG 108, 1972, S. 1­27. 
3) Freilich sollte, ungeachtet neuer Bodenfunde, allmählich die Frage erlaubt sein, ob das, was 
das Thema »Gründung von Lübeck« an Varianten noch hergeben kann, nicht den Bereich ge­
lehrter Spitzfindigkeit streift. Auch bei der neuesten Arbeit von B. AM ENDE, Studien zur Ver­
fassungsgeschichte Lübecks im 12. und 13. Jahrhundert (Veröff. z. Gesch. d. Hansestadt Lübeck 
Reihe B, Bd. 2), 1975, kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, daß sie die Quellen ­ vor 
allem bei der Beurteilung der Stadtrechtsurkunden scheint mir dies der Fall zu sein ­ vielfach 
überfordert; zustimmend jedoch U. LANGE, Lübecks Anfänge in neuer Sicht, in: ZVLübG 56, 
1956, S. 99­106. Gleichzeitig mit Am Endes Arbeit erschien die bereits 1959 fertiggestellte Kieler 
Diss. von B. SCHEPER, Frühe bürgerliche Institutionen norddeutscher Hansestädte. Beiträge zu 
einer vergleichenden Verfassungsgeschichte Lübecks, Bremens, Lüneburgs und Hamburgs im 
Mittelalter (QDarstHansG N F 20), 1975. ­ Es scheint mir eher ein Vorzug als ein Mangel zu 
sein, daß K. JORDAN, Lübeck unter Graf Adolf II. von Holstein und Heinrich dem Löwen, in: 
Lübeck 1226. Reichsfreiheit und frühe Stadt, 1976, S. 143­159, »auf eine nähere Erörterung kon­
troverser Fragen verzichtet«. 
4) H. STOOB, Die Wachstumsphasen der Stadt Goslar bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts, in: 
HarzZ 22/23, 197°^7I> S. 59~77-
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einen planmäßigen Vorgang besitzen, wirf t die Frage auf , ob die Gegenüberstel lung 
von »Stadtgründung und Stadtrecht« überhaupt richtig ist. M a n muß, wie wir vorweg­
nehmen wollen, den Begriff der S t a d t w e r d u n g zusätzlich einführen. Die groben U n ­
terscheidungen, die einst Fritz*) und Meurer6) t r a fen , wonach unregelmäßige Stad tg rund­
risse f ü r die alten Kultur landschaf ten des Westens und das sogen. Schachbrettmuster der 
Gründungss tädte fü r das Kolonia l land des Ostens charakteristisch sind, gilt nicht mehr . 
Auch außerhalb der zähringischen, durch U r k u n d e n belegten Stad tgründungen ha t die 
neuere Forschung im Altsiedeiland eine Fülle von p lanmäßig gegründeten landesherr­
lichen Städten ermittelt , f ü r die keine Gründungsprivi legien vorhanden sind und w a h r ­
scheinlich auch nie existiert haben. Heß7) hat , um nur ein Beispiel zu nennen, die hes­
sischen Städtegründungen der Landgra fen von Thür ingen mit vielen Ausblicken auf 
die gleichen Vorgänge in Thüringen untersucht. 

H . Fischer8) hat auf den Vorgang der Siedlungsverlegung im Verlauf planmäßiger 
Stadtgründungen hingewiesen. In solchen Fällen wird neben einer vor­städtischen Sied­
lung eine topographisch und rechtlich eindeutig charakterisierte Stad t angelegt. Die 
vor­städtische Siedlung wird entweder wüst, weil ihre Bewohner überwiegend in die 
Stadt umsiedeln, oder sie bleibt als dörfliche Siedlung außerha lb der Mauern und be­
häl t eine eigene Verfassung. Das nur noch als Flurname for t lebende Alt­Eisenach ist ein 
Beispiel einer solchen Siedlungsverlegung.9) Die vor­städtische Siedlung Altensaalfe ld 
ist ebenfalls nur noch in einem Flurnamen rechts der Saale bezeugt; erhal ten ha t sich 
dagegen bis heute die Siedlung um den Alten Markt.1 0) Sie sowohl wie die Gründungs­
stadt aus staufischer Zeit, in deren Mauern sie nicht aufgenommen wurde , liegen auf 
dem steilen, geschützten l inken Saaleufer . Es ließen sich zahllose solcher Beispiele einer 
Siedlungsverlegung ohne Gründungsurkunde f ü r die p lanmäßig angelegte Stad t bei­
bringen. 

In »gewachsenen« Städten des Altsiedeilandes lassen sich vielfach deutlich plan­
mäßig angelegte Gruppen von Häuserblöcken im Stad tg rundr iß unterscheiden. So fä l l t 
in Straßburg westlich des Münsters am Mart insp la tz die Regelmäßigkei t von Häuse r ­
blöcken auf.11) Diese t ragen weder einen topographisch zusammenfassenden N a m e n 

5) J. FRITZ, Deutsche Stadtanlagen, Progr. d. Lyceums in Straßburg 1894. 
6) F. MEURER, Der mittelalterliche Stadtgrundriß im nördlichen Deutschland in seiner Entwick­
lung zur Regelmäßigkeit auf der Grundlage der Marktgestaltung, 1914. 
7) W. HESS, Hessische Städtegründungen der Landgrafen von Thüringen (Beiträge z. hess. 
Gesch. 5), 1966. 
8) H. FISCHER, Doppelstadt und Stadtverlegung, in: ZSRG. Germ 66, 1948, S. 236­260. ­
Vgl. auch F. BEYERLE, Zur Typenfrage in der Stadtverfassung, in: ZSRG. Germ 50, 1930, 
S. 1­114. 
9) H. PATZE, Eisenach, in: Handbuch der histor. Stätten 9. Thüringen, 1968, S. 88 ff. 
10) H. PATZE, Saalfeld, ebenda S. 369 fr. 
11) Vgl. den Stadtplan bei H. PLANITZ, Die deutsche Stadt im Mittelalter, 1954, S. 32. 
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noch lebten ihre Bewohne r un te r einer eigenen Verfassung. M a n k a n n in solchen Fäl len 
v o n einer s tufenweisen topographischen Stad ten twick lung sprechen. 

D a n e b e n gibt es die sukzessive Reihung ane inander anschließender Teils tädte , die 
eigene Verfassungen un te r einem gemeinsamen R a t bewahren . I h r N a m e häl t den be­
sonderen, manchmal auch b e u r k u n d e t e n G r ü n d u n g s a k t fest. In dem bekann ten Beispiel 

Braunschweig ist die Reihung v o n Al tewiek u n d Sack nicht ganz eindeutig, d a f ü r aber 

die der übr igen Tei ls täd te Al t s t ad t , N e u s t a d t u n d H a g e n unumstr i t ten. 1 2 ) Die Ents te­
hungsphasen der Tei ls täd te sind auch in D a n z i g im N a m e n fes tgehal ten w o r d e n : A l t ­
s t ad t (älteste M a r k t s i e d l u n g u n d H a k e l w e r k 1377), Rechts tadt (1224), Jungs t ad t 
(1295), N e u s t a d t (1343).R3) 

Es k o n n t e auch geschehen, d a ß eine N e u s t a d t als K o n k u r r e n z g r ü n d u n g vor den 

M a u e r n einer p l a n m ä ß i g angelegten S t a d t ins Leben gerufen w u r d e . Dies gilt f ü r die 
1293 zuers t e r w ä h n t e »Neustadt« 1*) v o r der westlichen M a u e r von Göt t ingen . D o r t 

w u r d e n damals 12 Siedler zu Hagenrech t angesetzt . 1319 jedoch verkauf t e H e r z o g 
O t t o v o n Braunschweig­Göt t ingen diese N e u s t a d t an den R a t der Stadt.Ts) 

I m Bereich einer P l a n g r ü n d u n g sind oft Vorgängers ied lungen erha l ten geblieben u n d 

topographisch noch zu erkennen , vielleicht auch archäologisch nachzuweisen. In Leipzig 
w u ß t e m a n v o n einer al ten Siedlungszelle bei der Matthä ik i rche , bevor diese archäolo­
gisch nachgewiesen w e r d e n konnte.1 6) Ungeachte t der gefälschten G r ü n d u n g s u r k u n d e n ) 

ist Leipzig als der P r o t o t y p einer P l a n g r ü n d u n g zu betrachten. Auf dem Terra in , auf 
dem K a r l IV . 1348 die N e u s t a d t v o n P r a g gründete , lagen mehrere Siedlungen.1 8) 

Diese Beispiele mögen genügen, u m zu zeigen, d a ß auch in einer Gründungss t ad t , 

gleich ob wir f ü r sie eine G r ü n d u n g s u r k u n d e besitzen oder nicht, verschiedene Entste­
hungsphasen vere in t sein können . Fast möchte m a n dies als das N o r m a l e bezeichnen. 

12) Braunschweig, in: Niedersächsischer Städteatlas I. Abt. Die Braunschweig. Städte, bearb. 
von P. J. MEIER, 2. Aufl. 1926, Taf. IV­VI. 
13) W. STEPHAN, Danzig. Gründung und Straßennamen (Wiss. Beitrr. z. G. u. Landeskunde 
Ost­Mitteleuropas 14), 1954, S. 6ff., mit Stadtplan; H. FREDERICHS, Die Gründung der Stadt 
Danzig, in: HansGbll 61, 1937, S. 138­173. 
14) G . SCHMIDT, U B G ö t t i n g e n ( I ) , 1863, N r . 47 , O . FAHLBUSCH, D i e T o p o g r a p h i e d e r S t a d t 
Göttingen (StudVorarbHistAtlas NdSachs 21), 1952, S. 21. A. SAATHOFF, Geschichte der Stadt 
Göttingen bis zur Gründung der Universität, 1937, S. 37 ff. 
15) UB Göttingen (I), Nr. 87, dazu auch Nr. 85. 
16) Ernst MüLLER, Forschungsergebnisse zur Topographie und Verfassungsgeschichte des älte­
sten Leipzig, in: Forschungen aus mitteldeutschen Archiven. Zum 60. Geburtstag von H. Kretz­
schmar, 1953, S. 127­142. ­ Neuerdings: H. KüAS, Das alte Leipzig in archäologischer Sicht, 

l 9 7 6 ' 

17) H. PATZE, Zur Kritik zweier mitteldeutscher Stadtrechtsurkunden. I. Leipzig 1156/70. 
IL Eisenach 1283, in: BllDtLdG 92, 1956, S. 146ff. ­ Im wesentlichen zustimmend M. UNGER, 
Der Stadtbrief und der Bürgeraufstand von 1215/16 (Gesichtspunkte), in: Arbeitsberichte zur 
Geschichte der Stadt Leipzig, 1964, S. 2­22. 
18) H. PATZE, Die Bildung der landesherrlichen Residenzen im Reich während des 14. Jahr­
hunderts, in: Stadt und Stadtherr im 14. Jh., Linz 1972, S. 30ff. 
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J e d e n f a l l s k a n n m a n , w e n n m a n v o n G r ü n d u n g s s t a d t s p r i c h t , d a m i t n i c h t o h n e w e i ­

t e r e s d i e V o r s t e l l u n g v o n A n l a g e n a u f g r ü n e r W i e s e v e r b i n d e n , w e n n es s o l c h e a u c h g e ­

g e b e n h a t 1 ? ) . 

A u c h v o m z w e i t e n T e i l u n s e r e s T h e m a s , d e m » S t a d t r e c h t « , s t e h e n d e r L ö s u n g u n s e ­

r e r A u f g a b e m a n c h e S c h w i e r i g k e i t e n i m W e g e . W a s m a n u n t e r » S t a d t r e c h t « , » S t a d t ­

r e c h t s v e r l e i h u n g « u n d a n d e r e n ä h n l i c h e n B e g r i f f e n v e r s t e h e n s o l l , i s t k e i n e s w e g s 

u n u m s t r i t t e n . 2 0 ) 

G a n z a l l g e m e i n i s t d i e f r a g m e n t a r i s c h e Q u e l l e n l a g e i n d e r F r ü h z e i t d e r m e i s t e n 

S t ä d t e z u b e d e n k e n . D i e Ü b e r l i e f e r u n g t u t u n s l e i d e r n i c h t d e n G e f a l l e n , e t w a s ü b e r 

e v e n t u e l l e V o r s t u f e n e i n e r s p ä t e r e n S t a d t , v o n d e r w i r e i n a u s f ü h r l i c h e s S t a d t r e c h t b e ­

s i t z e n , z u s a g e n . U b e r d e n i n A l t e n b u r g b e i L e i p z i g s e h r w a h r s c h e i n l i c h v o r h a n d e n e n 

ä l t e s t e n M a r k t k ö n n e n w i r a u s d e m t o p o g r a p h i s c h e n B e f u n d Ü b e r l e g u n g e n a n s t e l l e n , 2 1 ) 

a b e r H e i n r i c h V . , L o t h a r I I I . o d e r K o n r a d I I I . h a b e n w a h r s c h e i n l i c h k e i n M a r k t r e c h t 

a n A l t e n b u r g v e r l i e h e n . E s w i r d s ich n u r i n w e n i g e n F ä l l e n d i e G e l e g e n h e i t b i e t e n , z w i ­

schen S t a d t g r ü n d u n g u n d S t a d t r e c h t n o c h w e i t e r e F a k t o r e n w i e M a r k t r e c h t u n d K a u f ­

m a n n s r e c h t e i n z u s c h i e b e n . D a r a u s e r g i b t sich, d a ß w i r u n s a u f d i e B e s p r e c h u n g e i n ­

z e l n e r B e i s p i e l e b e s c h r ä n k e n m ü s s e n . D a s b e d e u t e t a b e r , d a ß w i r n u r m i t g r ö ß t e r 

V o r s i c h t e i n i g e a l l g e m e i n e S c h l ü s s e z i e h e n o d e r Ü b e r l e g u n g e n a n s t e l l e n k ö n n e n . 

N u n k o m m e n u n s e i n e g a n z e A n z a h l b e k a n n t e r » S t a d t r e c h t e « d a d u r c h e n t g e g e n , 

d a ß sie s o w o h l d e n S t a d t g r ü n d e r n e n n e n b z w . a u f d e n A k t d e r S t a d t g r ü n d u n g e i n ­

g e h e n a l s a u c h d a s m a t e r i e l l w i e i m m e r g e a r t e t e S t a d t r e c h t m i t t e i l e n . D a s t r i f f t f ü r 

F r e i b u r g i m B r e i s g a u ( 1 1 2 0 ) 2 2 ) , B e r n ( i n 8 ) 2 3 ) , M u r t e n ( 1 3 . J a h r h u n d e r t ) , 2 ­ » ) F r e i b u r g 

i m U e c h t l a n d (124^)^) z u . I n ä h n l i c h e r W e i s e w i e d i e s e z ä h r i n g i s c h e n ä u ß e r n sich s t a u ­

f ische S t a d t r e c h t s u r k u n d e n ü b e r d e n u n s i n t e r e s s i e r e n d e n Z u s a m m e n h a n g : H a g e n a u 

19) K . FLINK, D e r S t a d t w e r d u n g s p r o z e ß v o n A h r w e i l e r u n d die »Kurkö ln i s chen S t a d t g r ü n ­
dungen« , i n : R h e i n V j b l l 39, 1975, S. 116­146 , h a t n e u e r d i n g s gezeigt , w i e schwer es ist, den 
T e r m i n u s » G r ü n d u n g s s t a d t « z u bes t immen . F. se tz t sich im z w e i t e n Tei l seiner A r b e i t ein­
gehend a u s e i n a n d e r m i t E. KOBBE, Kurkö ln i s che S t a d t g r ü n d u n g e n im 13. u n d 14. J a h r h u n d e r t . 
U n t e r s u c h u n g e n der P l a n m ä ß i g k e i t des G r ü n d u n g s v o r g a n g e s , Diss. T H Aachen 1972. 
20) D a s P r o b l e m h a t gesehen H . AUBIN, D i e deutschen Stad t r ech t s l andscha f t en des Ostens , i n : 
V o m deutschen Osten . M . Friedr ichsen z u m 60. G e b u r t s t a g , 1934, S. 2 7 ­ 5 2 . ­ C. HAASE, Gegen­
w ä r t i g e r S t a n d u n d neue P r o b l e m e der Stad t r ech t s fo r schung , i n : W e s t f F o r s c h 6, 1943 /52 , S. 
122­144 , h a t den Begriff »Stad t r ech t« z u t r e f f e n d in dre i Rechtsbereiche a u f g e l i e d e r t : 1. die G e ­
rechtsame a u ß e r h a l b der S t a d t u n d die Fre ihe i t en gegenübe r d e m S t a d t h e r r n ; 2. die » V e r f a s ­
sung« der S t a d t ; 3. das Stad t r ech t im engeren Sinne, das »mate r i e l l e R e c h t « ; R. WENSKUS, P r o ­
b leme einer k a r t o g r a p h i s c h e n D a r s t e l l u n g d e r A u s b r e i t u n g deutscher Stad t r ech t e in den S t ä d t e n 
des Ostens , i n : B l l D t . L d G 91, 1954, S. 2 5 8 ­ 2 7 6 . 
21) W . SCHLESINGER, D i e A n f ä n g e der S t a d t C h e m n i t z u n d a n d e r e r mit t e ldeu t sche r Städ t e , 
1 9 5 2 , S. 1 1 3 ff . 
22) KEUTGEN, U r k u n d e n z u r s tädt ischen Verfassungsgeschichte , 1901, S. 117­125 ( T e n n e n b a c h e r 
T e x t u n d R o d e l ) . 23) KEUTGEN (wie A n m . 22), N r . 134, S. 126 ff. 
24) E. T h . GAUPP, Deutsche Stad t r ech te des M i t t e l a l t e r s I I , 1852, S. 152 ff. 
2 5 ) G A U P P , S t a d t r e c h t e ( w i e A n m . 2 4 ) , S. 8 2 f f . 
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(1164)26), Annwei le r (izi^)27). In den Stadtrechten f ü r die Reichsstädte N ü r n b e r g 
(1219)28) u n d Goslar (inj)1?) kann , da sich die A n f ä n g e der Stadt schon damals in der 
Geschichte ver loren und ein G r ü n d u n g s a k t nicht vorlag, nur unbes t immt von der Vor­
geschichte gesprochen werden . Den G r ü n d e r des Braunschweiger Hagens , Heinrich den 
Löwen, nennt das Recht dieser einen der fünf Braunschweiger Teilstädte.3°) Der sogen. 
Leipziger Stadtbr ief ist von Markgra f O t t o dem Reichen ausgestellt. Das Lipps täd ter 
Stadtrecht (1198) e r w ä h n t ebenfal ls den Vorgang der Stad tg ründung durch Bernhard 
zur Lippe.30 Schon diese Beispiele entha l ten mehrere in ihrer Ents tehung prob lema­
tische Stücke, zu denen die Forschung unterschiedliche Auffassungen einnimmt. 

W e n n auch einige der genannten U r k u n d e n nicht die vol lkommene diplomatische 
F o r m darstel len, so bildet doch meist die N a r r a t i o den O r t , wo die Verb indung zwi­
schen S t a d t g r ü n d u n g und Stadtrecht hergestellt wird . Den Ausstellern dieser Stücke w a r 
also der Z u s a m m e n h a n g zwischen der baulichen Konst i tu ie rung der Stad t und der 
schriftlichen Fixierung des dami t geschaffenen Rechtszustandes und der aus ihm sich 
weiter ergebenden rechtlichen Festsetzungen durchaus gegenwärt ig. 

Beispielhaft ist die V e r k n ü p f u n g zwischen dem genauen Bericht über die topograph i ­
sche Festlegung der Stad t und der Notwend igke i t , ihr ein geschriebenes Recht zu geben, 
bekanntl ich im Freiburger Stadtrecht geschehen. Es k a n n selbstverständlich nicht unsere 
A u f g a b e sein, das dornige Prob lem dieses Rechtes und der von ihm abgeleiteten Rechte 
hier erneut aufzuro l len . N u r einige f ü r unsere vergleichende Betrachtung uns wichtig 
erscheinende Gesichtspunkte seien in die Er innerung zurückgerufen. Wir besitzen drei 
Aufze ichnungen des Freiburger Rechtes: 1. die Fassung im 1341 ents tandenen Tennen­
bacher Lagerbuch. 2. die kürzere Fassung im sogen. Freiburger Stadt rodel , der aus 
paläographischen G r ü n d e n von W. Heinemeyer32) um 1220 angesetzt wird . 3. ein Per­
gamentb la t t mit zahlreichen Sätzen Freiburger Rechts in Bremgarten. D a z u k o m m e n 

26) KEUTGEN (w ie A n m . 22) , N r . 135, S. 1 3 4 f f . 
27) KEUTGEN (wie Anm. 22), Nr. 137, S. 138 f.: . . . duximus innotescendum, quod ad imita-
cionem proavi nostri Friderici quondam incliti Suevorum ducis et aliorum progenitorum 
nostrorum villam nostram Annulliere pro villa Mornsbrunnen cum cambio commutatam et 
homines in ea nunc et in posterum perpetuo habitantes sub speciali gracia et protectione reci-
pimus . . . Die Aufeinanderfolge von constructio und Rechtsverleihung kommt auch deutlich in 
der Urkunde Kaiser Heinrichs VII. für Dürkheim a. d. Haardt von 1312 zum Ausdruck; 
KEUTGEN (wie Anm. 22), Nr. 138, S. 139: Quod quidem oppidum postquam constructum fuerit 
de regali nostra clemencia libertamus et hominibus ipsius eadem libertatis iura concedimus . . . 
28) N ü r n b e r g e r U B , 1959, N r . 178; KEUTGEN (w ie A n m . 22), N r . 157, S. 194 f f . 
29) BODE, U B G o s l a r I, N r . 4 0 1 ; KEUTGEN (w ie A n m . 22) , N r . 152, S. 1 7 9 f f . 
30) HäNSELMANN, U B B r a u n s c h w e i g I , N r . 1; KEUTGEN (w ie A n m . 22) , N r . 151, S. 177: 
. . . iura et libertates Indaginis, quas burgenses a prima fundatione ipsius civitatis ab illustri 
viro Heinrico duce . . . obtinuerunt. 
31) KEUTGEN (wie Anm. 22), Nr. 142, S. 147: . . . civitatem novellam plantarem . . . 
32) W. HEINEMEYER, Der Freiburger Stadtrodel. Eine paläographische Betrachtung, in: ZRG 
GA. 83, 1966, S. n 6 f f . 
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die von Zähr inger Herzögen oder anderen Stad ther ren an folgende Städte verl iehenen 
Sätze Freiburger Rechts: Verleihung an Dießenhofen durch H a r t m a n n von Kiburg 
1178, Privi legierung von Freiburg i. Ue. durch Berthold von Zähr ingen 1170/80 , Ver­
leihung an »Bern möglicherweise 1191«, Verleihung an Kenzingen 1249. »Das älteste, 
nicht erhal tene Recht von Freiburg i. Ue. w a r seinerseits die Quelle des Rechts von 
Flumet von 1228«.33) Bestandteile Freiburger Rechts sind nach Breisach, Mur ten , Col­
m a r oder Schlettstadt weitergegeben worden . Es liegt auf der H a n d , d a ß es eine Fas­
sung des Freiburger Rechts gegeben haben muß, die vor dem Stad t rode l liegt. W. Schle­
singer ha t den ältesten Bestand wiederhergestellt.34) 

Nachdem schon Franz Beyerle u n d Johannes B ä r m a n n die Tennenbacher Fassung 
und Siegfried Rietschel den Rode l f ü r Fälschungen erk lä r t hat ten , ha t Bernhard Die­
stelkamp35) neuerdings die Freiburger »Konradsu rkunde« von angeblich 1120 als Fal ­
sifikat verwor fen und vermute t , die Fälschung sei von der Freiburger Bürgerschaft kurz 
vor der Mittei lung des Textes an Dießenhofen 1178 angefer t ig t worden . »Zweck der 
Fälschung« sei vermutl ich eben das Verlangen von Dießenhofen nach Mitte i lung des 
Rechtes von Freiburg gewesen, m a n habe bei dieser Gelegenheit gleich bisher lediglich 
beanspruchte Rechtspositionen wie z. B. das Pries terwahlrecht mit eingearbeitet . N u n 
ha t die von Dies te lkamp auch noch an anderer Stelle und von R e n n e f a h r t in mehreren 
Punk ten gegen die Berner H a n d f e s t e verwendete Argumenta t ion , eine Rechtsbestim­
mung sei gefälscht, weil sie an anderer Stelle erst 20 oder 30 J a h r e später vorkomme35a), 
viel Bedenkliches an sich. I rgendwo und i r gendwann m u ß ein w a h r n e h m b a r e r T a t ­
bestand zeitlich einmal zuerst in Erscheinung t reten. M a n k a n n nicht die erste einer 
Reihe gleichartiger Erscheinungen als falsch verdächtigen, nur weil sie die erste ist; 
schon um der damit an erste Stelle rückenden zweiten nicht, die nun ihrerseits zu be­
weisen hät te , d a ß sie nicht falsch ist. 

W ä h r e n d die meisten Fälschungen über Güterschenkungen oder die angebliche Über ­
t ragungen von Rechten an eindeutigen, dem Fälscher unte r laufenen Fehlern in der 
Urkundenhers te l lung zu erkennen und oft auch ihr A n l a ß zu eruieren ist, ist Stad t ­
rechtsaufzeichnungen mit der bei solchen Falsif ikaten üblichen Methode nur selten bei­

zukommen. Fast jeder Rechtssatz k a n n verdächt igt werden , denn er bietet, im Vergleich 
etwa zu bäuerlichem Recht, vermehr te Freiheiten. Auch das pauschale Argument , in 

33) W. SCHLESINGER, Das älteste Freiburger Stadtrecht. Überl ieferung und Inhal t , in: Z R G 
GA. 83, 1966, S. 63­116, hier S. 66f . 
34) SCHLESINGER, Das älteste Freiburger Stadtrecht (wie Anm. 33), S. 96­98. Die dor t gewon­
nene Erstfassung ist wiederabgedruckt bei Schlesinger, Zur Gründungsgeschichte von Freiburg, 
in: Freiburg im Mittelal ter (Veröff. d. Alemann. Instituts 29), S. 48 f. 
35) B. DIESTELKAMP, Gibt es eine Freiburger Gründungsurkunde aus dem Jahre 1120? Ein Bei­
trag zur vergleichenden Städtegeschichte des Mittelalters sowie zur Diplomat ik hochmittelalter­
licher Städteprivilegien, 1973. 
35a) H . STRAHM, U m die »Fälschung« der Berner Handfes te , in : ZSchweizG 4, 1954, S. 478 bis 
509, bes. S . 483 ff. 
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Deutschland seien Stadtrechte erst in der 2. Hä l f t e des 12. Jahrhunder ts und noch nicht 
in der ersten Häl f t e üblich, und schon deshalb sei Freiburg verdächtig, hilft nicht, es 
hilft noch viel weniger. In derselben Linie liegt der Hinweis , daß die nächste Zähringer 
U r k u n d e erst 115 5 überliefert sei. 

Größere zeitliche Lücken zwischen den ältesten Urkunden einzelner Laienfürsten 
sind keine Seltenheit. U n d so wie jede Sache ihren Anfang haben muß, so auch die 
Reihe der Zähringer Urkunden . Es ist nicht einzusehen, weshalb sie nicht mit dem 
Freiburger Stadtrecht begonnen haben sollte. Weder der Prolog noch die einzelnen 
Artikel enthal ten einen Tatbes tand, der f ü r den ersten Blick so auffa l lend wäre wie 
das Kunkel lehen im Privi legium minus oder gar so absonderlich wie die Nennung von 
Caesar und N e r o im Maius. D a ß Kauf leu ten im 11. und 12. Jahrhunder t Marktrechte 
verliehen worden sind, daß sie Schwurbrüderschaften gebildet haben, daß die H o f p a r ­
zellen vermessen worden sind, ist alles vielfach zu belegen. Wenn man sich von der 
psychologischen Sperre des Gelehrten, daß der Inha l t des Freiburger Rechtes in beiden 
Fassungen erst 1150/60 möglich sein dar f , freimacht, fäl l t der Verdacht, die Urkunde 
sei gefälscht, vom Rechtsstoff her in sich zusammen. 

Von den äußeren Merkmalen her kann man der Echtheitsfrage nicht beikommen. 
Der Stadtrodel will gar keine echte U r k u n d e im strengen Sinne sein. Das Siegel der 
Stadt soll den Inha l t der U r k u n d e nicht beglaubigen, sondern nur die Verbindung der 
beiden Pergamentblä t te r sichern. Der Schreiber hat nicht, wie dies Fälscher vielfach tun, 
den Versuch gemacht, ein höheres Alter der Schrift vorzutäuschen. Er hat sich auch nicht 

durch Abschaben eines alten Textes von einer besiegelten U r k u n d e oder auf andere 
Weise des Siegelmißbrauchs schuldig gemacht. Irgendeine Täuschungsabsicht ist nicht zu 
erkennen. Wir wissen auch nicht von einem Streit oder einer sonstigen Auseinander­
setzung zwischen dem Stadther rn und der Bürgerschaft am Ende des 12. Jahrhunder ts , 
sondern erst 1248, die Anlaß zu einer Fälschung gewesen sein könnte. Wir verstehen 
darunter die vorsätzliche, zu einem bestimmten N u t z e n der Stadtgemeinde angefertigte 

beweisfähige Urkunde . 
Wir müssen die Frage stellen, ob städtische Kanzleien im 12. Jahrhunder t schon in 

der Lage waren, U r k u n d e n zu fälschen. Wie bekannt , sind die wenigen am Beginn des 
13. Jahrhunder t s im N a m e n von Vertre tern der Bürgerschaft erscheinenden Urkunden 
von geistlichen Gelegenheitsschreibern ausgestellt w o r d e n » Die Wahrscheinlichkeit, 
daß vor 11/8 Ratsmitgl ieder oder Geschworene zusammen mit einem Pfa r re r oder 
Mönch ein Stadtrecht mit günstigeren als den bisherigen Rechtsbedingungen gefälscht, 
vielleicht dem Stadther rn vorgelegt und damit eine Änderung des bisherigen Rechts­
und Verfassungszustandes erreicht haben sollten, ist gering. Es ist auch zu bezweifeln, 

36) H. SKRZYPCZAK, Stadt und Schriftlichkeit im deutschen Mittelalter, Phil. Diss. Freie Uni­
versität Berlin 1956 (Maschr.). Auch in bedeutenden Städten erscheinen Stadtschreiber kaum 
vor der Mitte des 13. Jh.s. Beispiele: Goslar 1244 (S. H. STEINBERG, Die Goslarer Stadtschrei­
ber . . ., 1933), Erfurt 1265 (L. E. SCHMITT, Untersuchungen zur Entstehung und Struktur der 
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d a ß ein Fälscher, der einen best immten materiel len bzw. rechtlichen Zweck verfolgte , 
den ganzen Vorgang der G r ü n d u n g und den Eidschwur zwischen Bürgern u n d Ministe­
rialen hinzugefügt haben sollte. Die Verwendung eines normalen Protokol l s u n d 
Eschatokolls hä t te nahegelegen, wenn der W o r t l a u t des Prologs nicht überl iefer t ge­
wesen wäre . W. Heinemeyer ha t den Rode l neuerdings mit Recht als eine N o t i t i a b z w . 
urbar ia le Aufzeichnung eingestuft. Diese F o r m h a t nicht nur der Rode l von ca. 
1218/20, sondern vor allem der Tex t entspricht ganz der losen F o r m einer N o t i t i a , die 
ein Rechtsgeschäft ohne den üblichen Forme lappa ra t , insbesondere ohne die Beglaubi­
gungsmittel der C h a r t a , festhäl t . Dies w ü r d e der Tatsache, d a ß wir es hier mit dem 
ersten im N a m e n eines Zähr ingers ergangenen Schreibwerk zu tun haben, eher ent­
sprechen als sie in Frage stellen. Ich hal te die Rekons t ruk t ion der »Alten H a n d f e s t e « 
durch W . Schlesinger f ü r sehr wahrscheinlich. D a ß der Pro log aus der Alten H a n d f e s t e 
in den Freiburger Rodel und in das Tennenbacher Kopia l jeweils wörtl ich u n d in das 
Privi leg f ü r Kenzingen gekürz t übernommen w o r d e n ist, sagt nichts gegen seine Echt­
heit. Es ist auch anderwär t s vorgekommen, d a ß m a n inzwischen entbehrliche Art ike l 
einer Stadtrechtsurkunde, sogar solche, die den inzwischen eingetretenen Entwicklungen 
widersprachen, in eine Bestät igung oder Erwei te rung des äl teren Rechts mit übe rnom­
men hat . Das l äß t sich am Altenburger Stadtrecht zeigen.37) O b der in den königlichen 
Bestätigungen des 14. Jah rhunde r t s f ü r Freiburg wiederhol te Rechtszug nach K ö l n in 
dieser Zeit noch konkre te Bedeutung gehabt hat , ist zumindes t zwei fe lhaf te 8 ) 

Ich halte die im Prolog geschilderte construct io der Stad t Freiburg f ü r unanfechtbar . 
Sie bedeutete eine Verände rung des Besitzrechtes am G r u n d u n d Boden der Stadt , die 
Über t r agung der Gewere v o m Stad the r rn auf die coniura t io der Kauf leu te . Berent 
Schwineköper ha t diesen Tatbes tand durch den Nachweis und die wohl auch zu t r e f ­

»neuhochdeutschen Schriftsprache«, Bd. 1, 1966, S. 232 ff.), Kons tanz 1281 (K. H . REXROTH, 
Die Ents tehung der städtischen Kanzle i in Kons tanz , i960, S. 21). 
37) Das Altenburger Recht ha t te sich zwischen seiner ersten Aufzeichnung 1256 und der Be­
stätigung von 1356 Y/eiterentwickelt. Tro tzdem wurde der ursprüngliche W o r t l a u t getreu über­
nommen. Das inzwischen eingeführ te Bürgermeis teramt wird nicht e rwähn t . Das 1256 nur im 
Pfandbes i tz der Wett iner befindliche Altenburg w a r inzwischen dem wettinischen Terr i to r ium 
einverleibt worden . O b w o h l der Art . 22, wonach wüste H o f s t ä t t e n (über J a h r und Tag) an das 
Reich zurückfal len sollten, in dieser Form nicht hä t te stehen bleiben können, wurde er wörtlich 
in die lateinische und die deutsche Fassung von 1356 übernommen. In der Bestätigung von 1470 
finden sich 26 Art . der ersten Fassung z. T. wörtlich, z. T. mit Veränderungen wieder, nur 9 
Artikel sind neu aufgenommen. Weder die von den Stadther ren 1423 erlassenen grundlegenden 
Verfassungsbest immungen noch die inzwischen erlassenen Willküren sind aufgenommen worden . 
Läge vor 1470 nicht eine breite, e inwandf re ie Über l ie ferung vor und wäre die U r k u n d e von 
1470 nur abschriftlich überl iefert , so könnte sie f ü r Zweif le r A n l a ß zu allerlei Verdächtigungen 
bieten. Gegenüberstel lung der Stadtrechte von 1256 und 1470 bei PATZE, Die Rechtsquellen der 
Städte im ehemaligen H e r z o g t u m Sachsen Altenburg (Mit te ldeut . Forsch. 79), 1976, N r . 41, 
S.26S. 
38) B. SCHWINEKöPER, Bonn, Köln und Freiburg i. B., in: Festschr. Edi th Ennen, 1972, S. 468 ff. 
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f e n d e Lokal i s ie rung des Gra fenho fe s , der G r a f e n m ü h l e u n d eines Schwaighofes un te r ­
strichen, sofern es angesichts der eindeut igen Aussagen der schriftlichen Quel l en noch 

eines wei te ren Nachweises landesherr l icher Grundrech te a m Gelände der späteren Stad t 
bedurfte.39) W e n n ein S t a d t h e r r in der G r ü n d u n g s u r k u n d e oder im Stadtrecht die neuen 
Besitzrechte a m G e l ä n d e der S t a d t nicht e i n w a n d f r e i festgestell t ha t te , l iefen Bürger­
schaft oder einzelne Bürger G e f a h r , d a ß ihre Bodenrechte angefochten w u r d e n . 

Es gibt genügend Beispiele d a f ü r , d a ß nach Beginn des Baues einer Stad t Strei t d a r ­

über ents tehen konn te , ob der G r ü n d e r ü b e r h a u p t grundherr l iche Rechte an der Stad t 
besaß. Die Gründungsgeschichte Lübecks zeigt exemplarisch, d a ß die K l ä r u n g dieser 
Verhäl tn isse entscheidend f ü r die Exis tenz der Stad t u n d ihrer Bürgerschaft w a r . Die 
G r ü n d u n g Adol f s I I . v o n Hols t e in von wohl 1143 w u r d e von Heinr ich d. L. aus h a n ­

delspolitischen G r ü n d e n lahmgelegt . D e r B r a n d der Stad t 1157 ve ran l aß t e die Bewoh­
ner , den H e r z o g zu b i t t en : Da ... nobis locum construendi civitatem. Heinr ich d. L. grün­

dete die Löwens t ad t , die nicht gedieh. Als der H e r z o g den G r a f e n zur Überlassung 

des ursprüngl ichen Stad tp la t zes bewegen konn te , w a r die Z u k u n f t der Bewohner ge­
sichert. H e l m o l d v o n Bosau l äß t die Bedeu tung der Bodenrechte u n d der v o m H e r z o g 

ver l iehenen iura honestissima f ü r den Aufs t ieg der S t a d t aus seinem Bericht he rvo r ­

t re tend 0 ) G a n z offensichtlich w a r e n diese Bodenrechte von Heinr ich dem Löwen den 
Bürgern nicht verbr ie f t w o r d e n . D e n n sonst hä t t en die Bürger diese nach dem Sturz des 

H e r z o g s vorweisen können . Die S t a d t b e k a m zu spüren, d a ß es seit 1180 f ü r das Ge­

biet des aufgelös ten H e r z o g t u m s u n d d a m i t f ü r sie selbst keinen H e r r n gab. Das Frei­

w e r d e n der gräf l ichen U n t e r g e w a l t e n , hier des G r a f e n von Schauenburg u n d des G r a ­
fen B e r n h a r d von R a t z e b u r g , begann sich auf die Stad t , die z u d e m ihr Gebiet in kurze r 

Zeit erheblich erwei te r t hat te , auszuwi rken . Barbarossa sagte in der N a r r a t i o des Pr i ­
vilegs von 1188,40 wie sich dies zu t rug , regelte das Verhä l tn i s zu den G r a f e n e inwand­

f re i u n d grenzte das Gebiet der S t a d t genau ab. Wichtig ist die Feststel lung des Stau­

fers : Hec a comite Bemardo de Racesburch nobis resignata civibus nostris donavimus. 
Similiter comes Adolfus in manu nostra resignavit et nos ipsis civibus nostris tradidi-
mus usus et commoditates terminorum subscriptorum. Es fo lg t d a n n die Beschreibung 

des n u t z b a r e n Stadtgebietes auße rha lb der M a u e r n . 
D a s Bestreben der künf t igen Stad tgemeinde , m a g sie n u n zunächst noch coniuratio 

oder schon universitas civium sein, ihre Grundbes i t z t i t e l urkundl ich zu sichern, k o m m t 

in den f r ü h e n Stadt rechten in der ausdrücklichen Verzeichnung der Weide­ u n d H o l z ­

mit Belegen. Nur 1389 hat der Rat von Freiburg in Köln angefragt, wie es dort mit der Ein­
setzung des Rates gehalten werde. 
39) B. SCHWINEKöPER, Topographische Grundlagen zur Freiburger Stadtgründung, in: Frei­
burg im Mittelalter, 1970, S. 7­23. ­ Jacob Twinger von Königshofen berichtet, die Stadt Frei­
b u r g sei v o m H e r z o g »uf syme eygen, daz vor ein dorf was« err ichte t w o r d e n ; C . HEGEL, Die 
Chroniken der deutschen Städte 9, 1871, S. 792. 
40) Helmolds Slawenchronik c. 57,86. 
41) KEUTGEN (wie A n m . 22), N r . 153. 
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rechte zum Ausdruck. Das lübische Recht von n 8 8 4 2 ) l iefer t hier ein ebenso gutes Bei­
spiel wie die Verleihung von Holzrechten an Hei l igens tadt 1294 durch G e r h a r d I I . von 
Mainz.43) Was die meisten D ö r f e r besaßen, eine abgegrenzte Flur mit einer Allmende, 
darüber ver füg ten viele N e u g r ü n d u n g e n nicht.44) Bei den f r ü h e n städtischen P l a n g r ü n ­
dungen ­ in Freiburg wird dies ausdrücklich gesagt ­ bi ldet den G r u n d b e s t a n d eine 
kaufmännische Bevölkerung. Es hande l te sich zunächst nicht u m eine bloße Zusammen­
siedlung bäuerlicher Bevölkerung mit anschließendem Wüstlegen ihrer D ö r f e r , eine 
bloße Veränderung der Siedlungsstruktur , sondern u m die Ansiedlung einer zusä tz ­
lichen Bevölkerung in einem schon aufgetei l ten, dicht besiedelten R a u m , f ü r den die Stad t 
als zentra ler O r t dienen sollte. D a ß Städte in siedlungsdünnen Waldgebie ten gegründet 
wurden , w a r eine Ausnahme und hat te , wenn es geschah, besondere, meist wirtschaft­
liche Ursachen. Die Bergstädte Goslar und Freiberg wären hier zu nennen. In beiden 
Städten bilden die topographisch planmäßigen Siedlungsteile einen Neubeg inn nach 
einer vorhandenen alten bergmännischen Siedlung. Streit igkeiten u m die Bodenrechte 
und in diesem Falle besonders u m die wertvol len Bergrechte gab es in Freiberg zwi ­
schen der bergmännischen Siedlung Chris t iansdorf (um 1170), die sich zur städtischen 
Bergsiedlung wande l t e (Civitas Saxonum, Sächsstadt), und der p l a n m ä ß i g angelegten 
Obers tad t um den O b e r m a r k t . Die Konf l ik te w u r d e n im Ver t r ag von Krummhenne r s ­
dorf 1241 beigelegt.45) 

Leider wissen wir im 11. u n d 12. J a h r h u n d e r t k a u m etwas über die Ausbi ldung der 
Flurgrenzen in Siedlungsdichten Offenlandschaf ten . M a n darf aber vermuten , d a ß eine 
Großsiedlung in einem s tark besiedelten Alts iedel raum förmlich zwischen die D ö r f e r 
gezwängt werden mußte . M a n müßte im einzelnen einmal bei Städten wie Freiburg ver­
gleichen, wie groß die älteste Stadt f lur w a r und wieviele alte Wüstungen in der unmi t ­

42) Lübisches U B I , N r . 7 ; KEUTGEN (w ie A n m . 22) , N r . 153, S. 183, A r t . 1. 
43) A . SCHMIDT, U B E i c h s f e l d N r . 736 . 
44) Vgl. dazu H. SCHWARZWäLDER, Geschichte der Bremer Bürgerweise, in: Bremjb 48, 1962, 
S. 139—202. S. 142: »Dabei ist freilich zu bedenken, daß die Allmenden alter gewachsener Städte 
wohl oft aus den Gemeinheiten größerer Markgenossenschaften herausgelöst wurden: denn als 
die Stadt sich zu einem eigenen Rechtskörper entwickelte, bemühte sie sich, die Weide ganz 
oder wenigstens zum Teil für das Vieh der Bürger zu sichern und die anderen Markgenossen 
auszuschalten.« 
45) Cod. dipl. Saxoniae regiae II. T., Bd. 12, Nr. 14; M. UNGER, Stadtgemeinde und Berg­
wesen Freibergs im Mittelalter (Abhh. z. Handels­ u. Sozialg. 5), 1963, S. 8 f. u, 12, dort zu­
sammenfassend über die Siedlungsphasen von Freiberg. Im Anhang Karte über die Entstehung 
der Stadt. Der Text des Vertrages von Krummhennersdorf verdient im Hinblick auf unser 
Thema aus zwei Gründen eine Verdeutlichung. Erstens ist auch diese Arenga kein belangloser 
Satz, mit dem der Diktator nur der Vorstellung von einem, schulmäßig vollständigen Formular 
genügen wollte, sondern sie bezieht sich auf die in Narratio und Dispositio aktuelle Frage des 
schriftlichen Beweises. Zweitens geht es darum, daß der Rechtsinhalt einer (verlorenen) Urkunde 
Mkgf. Dietrichs des Bedrängten für Altzelle einer veränderten Rechtslage nicht mehr genügte. 
Die dem Kloster konzedierten Bergrechte hatten sich in einem solchen Maße ergiebig erwiesen, 
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te lbaren N ä h e der S t a d t festzustel len sind. Ich möchte vermuten , d a ß die der N e u g r ü n ­
dung zugewiesene Flur zunächst sehr klein w a r . D e m S t a d t g r ü n d e r s tand der G e d a n k e 

an K a u f l e u t e u n d M a r k t h a n d e l , a n eine Bevölkerung gerade ohne Landwir tschaf ts ­
betr ieb, im V o r d e r g r u n d . D a ß die Hauss te l l en u m den M a r k t u n d beiderseits der 
H a u p t s t r a ß e f ü r diese »großbürgerl iche« Bevölke rung bereits ausreichten u n d später 

der sich auf die S t a d t m a u e r n hin erstreckende Siedlungsraum von Kleinhäus le rn besetzt 
w u r d e , die mindestens im N e b e n e r w e r b etwas Landwir t schaf t betr ieben, sollte sich ba ld 
zeigen. D e r A u f r i ß noch wei tgehend i n t ak te r Städ te wie Mühlhausen i. Th . oder 

R o t h e n b u r g o. d. T. vermi t t e l t durch die v o n M a r k t u n d H a u p t s t r a ß e n zur Stad tmaue r 
hin ab fa l l enden Firs thöhe der H ä u s e r ein beredtes Bild von der Wirtschafts­ u n d So­
z i a l s t ruk tu r der Städte . W e n n wir heute auch den Z u s t a n d des 16. u n d 17. J a h r h u n d e r t s 

vor uns haben , so berechtigen urkundl iche Zeugnisse u n d Steuerregister zu der A n ­

nahme , d a ß sich in dieser Hinsicht zwischen dem 13. u n d 16. J a h r h u n d e r t nichts G r u n d ­
legendes geänder t ha t . 

D a ß seit dem 11. J a h r h u n d e r t vielerorts das Alts iedel land k n a p p w u r d e u n d durch 

B i n n e n r o d u n g neue Siedel räume erschlossen w e r d e n mußten , ist eine bekann te T a t ­

sache. Dies w a r einer der G r ü n d e , weshalb ordnungsgemäße schriftliche Besitzti tel über 

L a n d u n d Rechte eine außerordent l iche Bedeutung gewannen . Die Kirche h a t sich im 

Zuge der R e f o r m durch U r k u n d e n ihren Besitz gegen Übergr i f fe der Laien gesichert. In 
einer Zeit , da die Kirche, welche allein die Technik der Urkundenhe r s t e l l ung be­

herrschte, sich dieses Rechts ins t rumentes bediente , lag es nahe , d a ß sich die künstlich 

geschaffene Stad tgemeinde einen urkundl ichen Besitzt i tel f ü r die Siedlungsfläche der 

Stad t ertei len l ieß. D e r Ssp. zeigt, welche Bedeutung der rechten Gewere an einem 

Stück L a n d a m Beginn des 13. J a h r h u n d e r t s beigemessen wurde . Die N o t w e n d i g k e i t 

der Aufze ichnung des Rechtes der gegründe ten S t a d t l äß t sich mit den Angaben von 

Ssp. 111,79 über die Anlegung eines neuen D o r f e s belegen: »Wo Bauern ein neues Dor f 

gründen aus wilder W u r z e l , denen darf des Dor fe s H e r r Erbzinsrecht an dem G u t e 

geben, obgleich sie zu dem G u t e nicht geboren sind«. Die Bilderhandschr i f ten des Ssp. 
zeigen (Anf . 14. J a h r h u n d e r t ) auf dem zugehör igen Bild nicht n u r den Rodungs ­ u n d 

D o r f g r ü n d u n g s v o r g a n g , sondern die Ubergabe einer U r k u n d e durch den G r u n d h e r r n 

an den Bauermeis ter b z w . L o k a t o r . D a ß der Ein t r i t t in ein Erbrecht an einem Gut , zu 
d e m m a n nicht geboren w a r , n u r durch Übergabe einer U r k u n d e erfolgen konnte , ist 

also feste Rechtsvors te l lung. 
D i e Fix ie rung des Stad tg ründungsak te s durch die U r k u n d e , steht natürl ich im Z u ­

s a m m e n h a n g der al lgemeinen Entwick lung , durch Schriftlichkeit des Rechtsgeschäftes 

d a ß sie m i t d e m ins, quod consulibus Vribergensis opidi in prima constractione . . . con-
cessum . . . k o l l i d i e r t e n . D a r ü b e r w u r d e der Vergleich geschlossen. ­ Ü b e r den Ü b e r g a n g v o m 
m ü n d l i c h e n z u m schrif t l ichen Rechtsgeschäf t z u r gleichen Ze i t im Zis te rz i ense rk los t e r W a l k e n ­
r i ed vgl . PATZE, Z u r Rechtsgeschichte des Klos t e r s W a l k e n r i e d , i n : B l l D t L d G 112, 1976, 
S. 5 8 ­ 8 5 , ü b e r A r e n g e n vgl . d o r t S. 8 0 f . 
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dem Vergessen zu steuern. Die Wurze ln dieses Gedankens aufzuzeigen, ist nicht A u f ­
gabe dieses Vortrages. Es sei nur auf die allgemein bekann ten Arengen des 12. und 13. 
Jah rhunder t s verwiesen.46) 

Die Marktpr iv i legien , die die O t t o n e n im ausgehenden 10. und beginnenden 11. 
J a h r h u n d e r t gewähr t hat ten , w a r e n unter Königsbann an die E m p f ä n g e r verl iehene 
Rechte gewesen.47) Sie banden den K a u f m a n n weder an den G r u n d u n d Boden des 
Marktp la tzes , noch schlössen sie die mercatores zu einem ortsbezogenen V e r b a n d zu­
sammen. Die oft besprochene U r k u n d e des Abtes E k k e h a r d von Reichenau f ü r Allens­
bach ist beispielhaft f ü r den Schritt v o m M a r k t ­ z u m Stadtprivileg.48) Als rechtserheb­
lichen Inha l t des nicht erhal tenen Marktpr iv i legs Ot tos I I I . refer ier t der Aussteller in 
der N a r r a t i o das Recht zur Abha l tung eines Wochenmarktes in der Villa Allensbach 
und die Erlaubnis, eine Münze einzurichten. 

Gegen die königlichen Verfügungen über M a r k t und Münze setzt der Abt mit einer 
deutlichen syntaktischen Caesur A^os vero . . . ab, was er als den melior Status der alten, 
inzwischen beeinträchtigten königlichen Verle ihung betrachtet . Das entscheidende ist, 
daß die villani der nun als oppidum bezeichneten Siedlung, die die mercandi potestas 
ausüben, und ihre N a c h k o m m e n künf t ig einen Stand bilden sollten. Eine ortsbezogene 
Stadtgemeinde w u r d e durch die U r k u n d e gegründet . Das entscheidende w a r in diesem 

Falle nicht die Zuweisung des G r u n d und Bodens an die kaufmännische Bürgerschaft. 
Die w a r seit langem ortsansässig. Wichtig war , d a ß dieser Personenverband in den ab­
gegrenzten Bereich der Stad t als königlichen Friedensschutzbezirk eingewiesen wurde . 
Das ist f ü r das Ausstel lungsjahr der U r k u n d e , 1075, bezeichnend. M a n möchte auch 
bei der Abgrenzung des Friedensbezirkes der Stadt , der konst i tu t ive Bedeutung besitzt, 
an die Umschreibungen der I m m u n i t ä t von Klöstern denken, wie sie, echt oder ge­
fälscht, gerade in diesen J a h r e n in Gebrauch waren . 

In der Gründungsu rkunde f ü r das benachbarte Rado l fze l l von 1100 beruf t sich A b t 
Ulrich von Reichenau^) auch auf ein kaiserliches Dip lom, diesmal Heinrichs IV . D e r 
Teil des Dorfes , in dem M a r k t abgehal ten wird , also nicht das ganze D o r f , wird ge­
schenkt; wem, wird nicht gesagt; wahrscheinlich dem villicus Burchard, jedenfal ls nicht 
einer Gemeinde oder Genossenschaft. D e m K ä u f e r von Grunds tücken am M a r k t , deren 
Größe ausdrücklich nicht festgelegt wird , wird die freie Verfügungsgewal t zugesichert. 
Er m u ß nur dem villicus ein Viertel Wein beim Kauf geben. 

Schon der Vergleich dieser bodenrechtlichen Best immungen zeigt, d a ß derselbe 
Grundhe r r , wenn auch nicht in Person identisch, in kurze r E n t f e r n u n g u n d im zeitlichen 

46) H. FICHTENAU, Arenga. Spätantike und Mittelalter im Spiegel von Urkundenformeln, 
1957. 47) W. SPIESS, Das Marktprivileg, in: Deutschrechtl. Beitrr. XI, 3, 1916. 
48) KEUTGEN (wie Anm. 22) Nr. 99; vgl. dazu W. SCHLESINGER, Forum, Villa Fori, Ius Fori, 
in: Aus Geschichte und Landeskunde. F. Steinbach zum 65. Geburtstag, i960, S. 429 fr. 
49) KEUTGEN (wie Anm. 22) N r . 100; Badisches Städtebuch, hg. von E. KEYSER, 1959, 
s ­ 345­349­
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A b s t a n d von n u r 25 J a h r e n zwei M ä r k t e gründen konn te , die sich, wie der Vergleich 
weniger Best immungen erweist , rechtlich s ta rk unterschieden. Es w u r d e n Kauf l eu t e in 
einer bestehenden Siedlung neu angesetzt auf Gut , zu dem sie, wie der Ssp. später sagen 

sollte, nicht geboren waren . In R a d o l f z e l l w i r d die Überlassung der Grunds tücke zu 
f re ier V e r f ü g u n g als ius et libertas bezeichnet. Die Ausgrenzung eines Raumes zu ande­
rem Recht aus einem Sied lungszusammenhang bedur f t e der Beurkundung , in R a d o l f ­
zell nicht anders als in Freiburg . Bevor H ö r i g e in einem grundherr l ichen Dorf die Fest­

se tzung ihrer Pflichten in Weis tümern erreichten, sollten noch einige J a h r h u n d e r t e 
vergehen. Die Begründung neuer , nicht im H e r k o m m e n w u r z e l n d e r Rechte w a r n u r 
durch B e u r k u n d u n g möglich. 

Die Ü b e r t r a g u n g der Besitzrechte am G r u n d u n d Boden der Stad t v o m Stad the r rn 

auf die Bürger , die Begründung der städtischen Eidgenossenschaft , der Bau der H ä u s e r 
u n d die Entwick lung der Verfassung ha t t e einmal rechtliche Bedeutung. Die construct io 

der S t a d t w a r , wie die Beschreibung der E r b a u u n g der Stad t Ardres in Flande rn 
zeigt,5°) auch ein Vorgang , der die Bürger faszinier te . Es k a n n nicht überraschen, d a ß 

der G r ü n d u n g s v o r g a n g im Fre iburger Pro log in den Stad t rode l von 1220 u n d noch 

in das Tennenbacher K o p i a l ü b e r n o m m e n wurde , o b w o h l er inzwischen rechtlich längst 
entbehrl ich w a r . Abgesehen d a v o n , d a ß m a n eine U r k u n d e grundsätzl ich u n v e r ä n d e r t 

abschrieb, ­ es bi ldete sich eine A r t historischen Bewußtseins über die A n f ä n g e der Stad t . 

I n Fre iburg l äß t sich das zeigen. Graf Egino V. von Urach er inner te 1220 an die von 

seinen V o r f a h r e n durchgeführ t e G r ü n d u n g der S t a d t ; Schultheiß, R a t u n d Bürgerschaft 
bezogen sich 1248 auf die Ver le ihung der Sta tu ten durch Ber thold von Zähr ingen . U n d 

der Schreiber des Tennenbacher Kopia i s bemerk te : »Da wir weder Fremde noch Gäste 

noch Zuzügle r , sondern Einheimische u n d in der Stad t Fre iburg geboren und aufge­
wachsen sind, sollten wir die bei der G r ü n d u n g der Stad t fo rmul ie r t en und v o m G r ü n ­

der ver l iehenen u n d bestä t ig ten Rechte kennen.« 
D e r V o r g a n g der const ruct io der Stad t , der im Pro log f ü r Fre iburg noch ausführl ich 

beschrieben ist, w i r d in anderen Stadt rechten kürze r ge faß t u n d erscheint, in die N a r ­

r a t i o gerückt, nicht mehr als eine Mit te i lung von rechtlichem, sondern n u r noch von 
historischem W e r t . Die Berner H a n d f e s t e , an deren Echthei t ich nach H . Strahms5°a) 

l e tz tem A u f s a t z noch weniger zweife le als bisher, ha t den topographischen Gründungs ­
a k t fes tgehal ten u n d den Fre iburger T e x t nach den Berner Vorgängen abgewande l t : 

Quoniam Berctoldus dux Zeringie burgum de Berno construxit cum omni übertäte, 
qua Chunradus dux Friburgum in Briscaugia construxit. . Auch in Freiburg 

50) Lamber t i Ardensis historia comitum Ghisnensium, hg. v. J. HELLER, in: SS X X I V , S. 589. 
Lamber t hande l t auch ausführl ich über die besitzrechtlichen Verhältnisse bei der G r ü n d u n g von 
Ardres ; vgl. H . PATZE, Adel und Stifterchronik, in : B l l D t L d G 101, 1965, S. 83 f. 
50 a) H . STRAHM, Ulrich von Bollingen, der Verfasser und Schreiber der Berner Handfes t e , in : 
His tor . Forsch, f. W. Schlesinger, 1974, S. 555—569. 
5 1 ) Vgl. o. A n m . 2 2 . 
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i. Ue., wo es sich 1249 nur um eine Bestätigung der zähringischen Rechtssätze handelt , 
wird des Gründungsaktes der Stadt durch Herzog Berthold noch, wenn auch in ver­
kürzter Form gedacht: . . . et eidem ville contulit in initio fundationis ville supradicte. 
Der Rodel von Murten weist ebenfalls auf den Gründer hin. Das Schriftstück hat nur 
die lose Form einer Not i t i a : Hae sunt libertates, consuetudines sive mores, quas con­
tulit dux Bercbtoldus vilae de Murat in sui fundatione . . . Die nächsten beiden Sätze 
befassen sich noch mit dem Rechtsvorgang der Grundstücksschenkung. 

Der Gründungsakt wird auch in staufischen Stadtrechten festgehalten. Barbarossa 
sagt im Hagenauer Recht von 1164: . . . in villa que dicitur Hagenowe a nostro quon­
dam patre duce Frederico sub Henrico Romanorum imperatore fundata eadem iure suo 
fulcita tum iuris racione tum nostre auctoritatis confirmacione id ipsum stabilire com­
placuitJ1^ In diesem Falle wird eine Generat ion später noch die bodenrechtliche und 
topographische Seite des Gründungsaktes in einer formelhaf t vollständigen Kaiser­
u rkunde gesichert. Die rechtswirksame Bestätigung steht an der Stelle einer Nar ra t io . 
Friedrich I I . bestätigte 1219 die Unanfechtbarkei t des Erwerbs von Annweiler , das er 
im Tausch mit dem Dorf Mornsbrunn erworben hatte,53) urkundentechnisch an der 
Stelle der Narra t io . Im Stadtrecht des Kaisers fü r Goslar wird auf die in der Vergan­
genheit verschwimmende Gründung der Stadt durch Könige und Kaiser sehr allgemein 
Bezug genommen, aber eine planvolle Gründung schwebt dem Dik ta to r des Privilegs 
auch im Falle dieser über lange Jahrzehnte entstandenen Stadt vor : . . . civitas Gosla­
riensis . . . ab regibus et imperatoribus funditus constructa . . .H) 

Besondere Sorgfal t ließen kleine Herren dem wichtigen Rechtsbeweis des G r u n d ­
erwerbs fü r ihre Stadtgründungen angedeihen. In der Not i t ia , die das sogen. Stadtrecht 
von Dieburg aus den Jahren 1194/98 festhält , heißt es: Dominus Heinricus — in dem 
man mit Sauer schwerlich Erzbischof Heinrich von Mainz sehen muß ­ . . . fundum, in 
quo sita sunt civitas et Castrum, compensavit cum quodam manso, quem emit erga 
Cunradum Horuz pro IX libris, super quem mansum babuit ius advocatium similiter 
et nunc habent jratres videlicet Wernberus et Philippus de Bolandia, qui modo loco 
eidem presidere noscunturJ^ 

Bis ins letzte rechtliche Detail hat Graf Phi l ipp von Flandern 1067/70 urkundlich 
festgehalten, wie sein Vorgänger Balduin VI. den Grund und Boden f ü r die von ihm 
gegründete Stadt Grammont erworben hat.*6) Erst kaufte er ein Allod von einem ge­
wissen Gerald. Darauf sollte die Stadt erbaut werden, die nach dem Verkäufer Geral­
dimons heißen sollte. Man stellte aber bei der Inaugenscheinnahme fest, daß das 
Grundstück wegen seiner Ärmlichkeit und Kleinheit (pro parvitate et brevitate) fü r 
eine Stadt nicht ausreichte. Dieses Grundstück gab der Graf dem H e r r n von Boelaer 

5 2 ) Vgl. o. Anm. 2 6 . 

5 3 ) Vgl. o. Anm. 2 7 . G. B I U N D O , Annweiler. Geschichte einer alten Reichsstadt, 1 9 3 7 . 

5 4 ) V g l . o . A n m . 2 9 . 5 5 ) K E U T G E N ( w i e A n m . 2 2 ) , N r . 1 3 6 , S . 1 3 7 . 

5 6 ) Elenchus fontium historiae urbanae I ( B . DIESTELKAMP) , 1 9 6 7 , S. 300ff . , Nr. 1 2 . 
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unte r der Bedingung zu Lehen, daß er es den Bürgern von G r a m m o n t zur Wasser­ und 
künf t igen Weidenu tzung überl ieß. N u n gab der H e r r von Boelaer dem G r a f e n Balduin 
als Ausgleich ein genau beschriebenes Stück L a n d zugunsten der Einwohner von G r a m ­
mont . Balduin füg te seinerseits ein drit tes Stück L a n d hinzu, das ebenfalls genau abge­
grenzt wurde . Danach k a m der Graf zu der Einsicht, daß die in den M a r k e n Flandern , 
H e n n e g a u und B r a b a n t gelegene künft ige Stad t nur d a n n Bewohner anlocken könnte , 
wenn sie mit sehr großen Freihei ten ausgestat tet würde . Den zwei ten Teil der U r k u n d e 
n i m m t die Niederschrif t dieser Satzungen ein. 

Mit voller Kla rhe i t t r i t t in diesem Stadtrecht die Notwend igke i t einer unanfecht­
baren Einpassung der Stad t u n d ihres unentbehrl ichen Lebensraumes in das weitgehend 
oder an dieser Stelle vol ls tändig in Rechtstitel aufgetei l te L a n d ans Licht. 

Die grundherr l ichen Verhältnisse in der von ihm gegründeten Stadt Lipps tad t ge­
nauer festzulegen, hielt der Edelher r Bernha rd zur Lippe f ü r erforderlich.57) Bernhard 
sagte, d a ß er den Boden von Lipps t ad t mit kaiserlicher Erlaubnis*8) erhal ten, auf ihm 
eine neue Stad t gebaut u n d diese dem hl . Petrus von Köln mit der Maßgabe auf ­
getragen habe, d a ß er ihn zu Erblehen besitzen sollte. D a m i t ha t t e der Stad tg ründer 
etwaigen Versuchen, das Bodenrecht der Bürgerschaft anzufechten, vorgebeugt . 

Eine Besonderhei t un te r den Stad tg ründungsu rkunden stellen diejenigen dar , die f ü r 
N e u g r ü n d u n g e n bei bereits vorhandenen Alts täd ten erlassen wurden . Nach der Braun­
schweiger Reimchronik , also einer Quel le des 13. Jah rhunder t s , w a r die Anlage des 
Braunschweiger H a g e n s auf dem rechten O k e r u f e r gegenüber der Alts tad t und der 
Burg eine N e u g r ü n d u n g auf unbebau tem Gelände . Das dem H a g e n a prima fundatione 
ipsius civitatis verl iehene Recht liegt erst in der Bestät igung durch O t t o das K i n d von 
1227 vor . Dies te lkamp ist bei der U b e r p r ü f u n g des Alters der einzelnen Sätze des 
Hagenrechts gegenüber anderen Forschern zu unterschiedlichen Auffassungen ge­
l ang t . " ) Insgesamt zweife l t er nicht daran , d a ß in der Aufze ichnung von 1227 Bestim­
mungen entha l ten sind, die auf Heinr ich d. L. zurückgehen. Die Zeugnisse f ü r die 
Verle ihung von Rechten an den Braunschweiger H a g e n u n d an Lübeck sind so ein­
deutig, d a ß man, w e n n auch jede direkte Über l ie ferung des Herzogs verloren ist, an 
ihrer Existenz nicht zweife ln kann . Bei der P l a n g r ü n d u n g des Braunschweiger Hagens 
bleibt bemerkenswer t , d a ß eine Bürgerschaft (burgenses), die in eine N e u g r ü n d u n g ge­
zogen werden soll, best immte geschriebene rechtliche Vortei le im Vergleich zur angren­
zenden Al t s t ad t ver langt , wenn die N e u g r ü n d u n g gedeihen soll. Natür l i ch gilt dies 

57) KEUTGEN N r . 142. Z u r Über l ie fe rung des Lipps tad te r Rechts vgl. u. Anm. 75. 
58) . . . cum ego Bernardus de Lippia imperatoria maiestate favente in bonis proprietate michi 
cedentibus civitatem. . . plantarem . . . W. SCHLESINGER, Forum, Villa Fori, ius Fori, in: Festschr. 
F. Steinbach, i960, S. 433 stellt die ältere Form des durch königliches Privi leg eingerichteten 
mercatus (Allensbach) der neuen Form des (landes)herrschaftlichen Forum (Freiburg/Br . ) zu 
scharf gegenüber, wie das Beispiel Lipps tad t deutlich zeigt. 
59) B. DIESTELKAMP, Die Städteprivi legien Ottos des Kindes, ersten Herzogs von Braun­
schweig­Lüneburg (QDars tGNiedSachs 59), 1961, S. 25 ff . 
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nicht in jedem Falle, denn wir kennen zahlreiche alte Stadtkerne, an die Neustädte ohne 
Verleihung eines Stadtrechtes angefügt worden sind. 

Wie schon an anderen Beispielen gezeigt, konnten die Besitzverhältnisse in alt und 
dicht besiedelten Plätzen im 11. und 12. Jahrhunder t sehr zersplittert sein. A m stärk­
sten war die Besitzzersplitterung und am größten die Genauigkeit im Nachweis der 
verschiedenen Besitzrechte dort , wo sich alte Kirchen gleichsam drängten. Wer an solchen 
Stellen eine Stadt oder stadtähnliche Siedlung gründen wollte, mußte den Grund und 
Boden genau abgrenzen und dies beurkunden, wollte er die Siedler nicht der Gefahr 
aussetzen, daß sie vertrieben wurden. Das Musterbeispiel einer solchen Beurkundung ist 
die Urkunde über die Hildesheimer Dammstad t von 1196.60) Das vor der Stadt, links 
der Innerste gelegene Moritzstift t ra t als Schenker des Siedlungs­ oder Stadtbodens auf : 
Pratum ecclesie nostre, quod situm est ad partem aquilonalem vie, que ducit ad civita-
tem, habitationi Flandrensium hac lege distribuimus, ut unusquisque habeat aream 
duodecim virgarum in longum, sex virgarum in latum, si vero situ loci exigente minus 
habebit latitudinis, supplebitur defectus in longitudine6oa\ Das einzige, was diese in 
Inhal t und Anordnung ihrer rechtlichen Aussagen mit der Freiburger absolut ver­
gleichbare Urkunde unterscheidet, sind die geradezu vorbildlichen diplomatischen 
Merkmale. Ein Hildesheimer Stiftsherr wußte im Jahre 1196 eben, wie man eine 
Urkunde ­ sie ist im Original erhalten ­ abfaßt , der Schreiber der Freiburger Not i t i a 
wußte es noch nicht. D a ß auch so einwandfreie grundrechtliche Rechtstitel gegen Ge­
wal t nichts nutzten, hat nicht nur immer wieder die Kirche, sondern haben bekannt­
lich auch die Bürger der Dammvors t ad t erfahren müssen. 1332 wurde ihre Stadt von 
den Bürgern der Altstadt , die ihr schon lange zugesetzt hat ten, dem Erdboden gleich­
gemacht. Ein besseres Schicksal hatte die südöstlich vor der Alts tadt Hildesheim ge­
gründete sogen. Neustad t . Sie entstand als regelmäßige, sich topographisch deutlich von 
der Alts tadt abhebende Plangründung auf dem Boden der Wüstung Losebeck61) (um 
1220), deren Grundher r der Domprops t war . 

N u r durch die Alster von der erzbischöflichen Hamburge r Alts tadt getrennt, gab 
Graf Adolf von Schauenburg 1189 das Gelände westlich davon an den Lokator Wirad 
von Boitzenburg zur Anlage der Neus tad t H a m b u r g aus. Man hat den Eindruck, daß 
die Auseinandersetzung des Grafen mit Barbarossa um Lübeck nicht nur die Gründung 
dieser Stadt, sondern auch die Abgrenzung gegenüber dem Erzbischof als benachbartem 
städtischen Grundher rn bewirkt ha t ; es heißt : urbem Hamburg iuxta Alstriam sitam 
et terram proximam urbi libere incolendam sub iure fori usque ad medium rivi Alstrie 

60) W. SCHLESINGER, Stadt und Vorstadt, in: Stadterweiterung und Vorstadt, hg. v. E. 
Maschke u. J. Sydow, 1 9 6 9 , S. 1 ­ 2 0 . ­ P. J. M E I E R , Siedlungsgeschichte der Stadt Hildesheim, 
in: NiedSächsJLdG 8, 1 9 3 1 , S. 1 1 6 ­ 1 4 1 . 

6 0 a) R. DOEBNER, UB Stadt Hildesheim I, 1 8 8 0 , Nr. 4 9 . 

6 1 ) UB Stadt Hildesheim I, Nr. 8 4 . J. GEBAUER, Geschichte der Stadt Hildesheim I, 1 9 2 2 , 

Neudr. 1976, S. 72. 
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hereditario iure . . .6 l) Soweit ich sehe, k o m m t hier der f ü r die Stad tg ründungsu rkunden 
des Neusiede i landes geradezu typische L o k a t o r z u m ersten Male vor . 

In der Weite des östlichen Neusiedei landes w a r e n meist keine Rücksichten auf ältere 
Grundrech te zu nehmen , w e n n eine S t a d t gegründet w u r d e . Aber es gibt n u n hier ge­
r a d e eine Ausnahme , die das behande l t e Prob l em beispielhaft beleuchten u n d verdeu t ­

lichen k a n n . Es h a n d e l t sich u m die V o r v e r h a n d l u n g e n zwischen dem Deutschen O r d e n 

u n d der S t a d t Lübeck über die G r ü n d u n g einer Stad t im S a m l a n d 1242. Sie sind in 
einem Brief des Landmeis te rs Heinr ich von W e i d a u n d der O r d e n s b r ü d e r an die Stad t 
Lübeck e rha l t en .^ ) O r d e n s b r ü d e r ha t t en in Lübeck e r fahren , d a ß die Stad t an der sam­

ländischen Küste , d. h. an der M ü n d u n g des Pregel , f ü r ihre Schiffe einen Seehafen mit 
S t a d t gründen woll te . D e r O r d e n als Landesher r stellte den Lübeckern nun die Bedin­
gungen hinsichtlich der grundherr l ichen u n d landesherr l ichen Rechte. Die v o m Legaten 

Wilhe lm v o n M o d e n a v o r g e n o m m e n e Dr i t t e lung des Landes zwischen dem O r d e n und 
den preußischen Bis tümern w u r d e berücksichtigt, i ndem der O r d e n v o n den samlän­

dischen zwei D r i t t e l n die H ä l f t e f ü r die Anlage der S t a d t z u r V e r f ü g u n g stellen woll te . 

Er verzichtete auf alle weltl ichen Rechte in der Stad t u n d behielt sich nur eine Kur ie 
u n d die Pfa r rech te vor . D a s erstaunliche ist, wie großer W e r t auf die Best immung der 

Bodenrechte gelegt w u r d e , u n d dies o b w o h l der O r d e n erst vor wenigen J a h r e n im 
S a m l a n d F u ß ge faß t ha t te . 

Ebenso wie f ü r die V o r v e r h a n d l u n g e n zwischen Lübeck u n d dem Deutschen O r d e n 
ist die reichliche, aber urkundl ich genau fes tgehal tene Auss ta t tung mit L a n d charak­

teristisch f ü r die S t a d t g r ü n d u n g s u r k u n d e n des Ostens. D a s entscheidende ist zunächst 

die Zusicherung einer ausreichenden Ackernah rung f ü r die Bewohner der Stad t . W e n n 
es der Deutsche O r d e n f ü r n o t w e n d i g hielt , seit dem E n d e des 13. J a h r h u n d e r t s fast 
jedem neu gegründe ten Dor f eine H a n d f e s t e u n d dami t seinen Bewohnern in erster 

Linie schriftlich fes tgehal tene Bodenrechte zu verleihen, so k a n n es nicht v e r w u n d e r n , 
d a ß Städ te gleichartige U r k u n d e n erhiel ten, in denen die bodenrechtl iche Absicherung 
der Bürger eine wichtige Stelle e innahm. F r a n k f u r t a. d. O d e r erhielt 1253 124 H u f e n , 

»die unte r den Pf lug genommen w e r d e n sollen«, plus 60 H u f e n auf dem rechten U f e r 
der Oder;64) P r e n z l a u b e k a m 200 H u f e n auf dem einen u n d 100 H u f e n auf dem ande­
ren U f e r der Ucker;6*) G a r t z 135 H u f e n , Gre i fenhagen i. P o m m e r n 200, Grei fenberg 

6z) Hamburgisches UB II, Nr. 285. ­ H. REINCKE, Das städtebauliche Wesen und Werden 
Hamburgs bis zum Ausgang der Hansezeit, in: Ders., Forschungen und Skizzen zur Hambur­
gischen Geschichte (Veröff. aus. d. Staatsarchiv der Hansestadt Hamburg 3), 1951, S. 33 ff. 
63) Preuß. UB I, 1, Nr. 140. Auf die Rechte der Abgabenerhebung in der Feldflur der Stadt, 
die sich der Orden vorbehielt, gehen wir nicht ein. Der Orden wollte die Wahl eines Richters 
oder Konsuls in der Stadt, der ihm nicht genehm war, nicht billigen. 
64) H. HELBIG U. L. WEINRICH, Urkunden und erzählende Quellen zur deutschen Ostsiedlung 
im Mittelalter I. T. (Frh. v. Stein Gedächtnisausgabe 26 a), 1968, Nr. 60. 
65) Ebenda Nr. 87. Hz. Barnim setzt die 300 Hufen ad cuius loci edificationem aus. Daneben 
erhalten die acht Lokatoren 80 Hufen in jeodo. 
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a. d. Rega 100, Köslin 100 Hufen , Plathe 160 Hufen , Dramburg 200, Stretzin b. Pr . 
Friedland 110, Schöneck 110 H u f e n . Man kann unterstellen, daß bei allen diesen Städ­
ten eine genaue Vermessung vorgenommen wurde, in der Art , wie es im Privileg H e r ­
zog Sambors von Ostpommern fü r Dirschau vorgesehen ist, wo es heißt : »Wir haben 
der genannten Stadt . . . freie Wiesen gegeben, deren Länge sich vom südlichen oberen 
Teil der Stadt bis zur Weichsel erstreckt ­ herunter zu messen, bis die Zahl von 82 Reep 
voll ist; darauf von der Weichsel (hinweg) erstreckt sich die Breite nach Spangau ge­
radeaus 27 Reep. ­ Wir nehmen allerdings das aus, was sich von genannten Grenz­
marken bis zum Kleinen See namens Jesnicz erstreckt, einen Raum, der fü r die N u t z u n g 
durch alle Leute, Nachbarn , Pilger und Gäste Allmende sein soll. Außerdem haben wir 
genannter Stadt zur Viehweide . . . ein Gebiet von 90 Reep in der Länge ausgetan . . .« 
Auch die vier brandenburgischen Markgrafen , die 1303 die Lokatoren Ulrich von 
Schöningh und Rudolf von Liebenthal mit 208 H u f e n zur Anlage einer Stadt ausstat­
teten, deren N a m e n sie gleich in der Gründungsurkunde mit Arneskrone (jetzt Deutsch­
krone bei Schneidemühl) angaben, legten die N u t z u n g des Geländes von vornherein 
fest: 64 H u f e n sollten zur Anlage eines der Stadt gehörigen Dorfes verwendet werden, 
104 bildeten die Feldflur, 40 H u f e n wurden fü r die Äcker der Hausstellen vorgesehen, 
auch an zwei Mühlen, an Viehweide und an Fischwasser war gedacht.66) 

D a ß es aber gelegentlich im Neusiedelland das Recht am Boden der neuen Stadt sorg­
fält ig zwischen vorhandene Besitzrechte verschiedener Art einzupassen galt, zeigt die 
Handfes te fü r Elbing von n^6.6^ Hochmeister Heinrich von Hohenlohe gewährte der 
Stadt einen Landstrich »vom Wall der Stadt bis zum Galgen Warmit ten , von dort wei­
ter auf eine Meile bis zum Dorf Serpin, aber so, daß das Dorf ausgeschlossen bleibt und 
von dieser Ausdehnung im Abstand eines gespannten Seiles liegt, das eine Länge von 
10 Ruten hat . Ferner vom letzten Ende dieser Meile bis zum Frischen Haff bei Lenzen, 
ebenso in die Breite einer Meile von der Stadt . . .« 

Die Garant ie des Besitzrechtes der Stadtgemeinde am Grund und Boden der urkund­
lich gegründeten Stadt durch eine Über t ragung des Grundher rn war die Voraussetzung 
f ü r deren Existenzfähigkeit . Die Bürgerschaft, ein künstlich geschaffener Verband, 
mußte in einer Zeit, die die besiegelte Char t a als Besitztitel forderte , ihr Recht am 
Boden durch eine Urkunde nachweisen können. Der Stadtherr selbst hat te ein Inter­
esse daran, daß diese Besitztitel unanfechtbar waren. 

6 6 ) H E L B I G ~ W E I N R I C H ( w i e A n m . 6 4 ) I , N r . 1 0 0 . 

67) HELBIG­WEINRICH (wie Anm. 64) I, N r . 122. Zusammenfassend ha t dieses Prob lem be­
hande l t : W. KUHN, Westslawische Landesherren als Organ i sa to ren der mittelal ter l ichen Ost ­
siedlung, in : Die deutsche Ostsiedlung des Mitte la l ters als Prob lem der europäischen Geschichte 
(VortrForsch 18), 1975, S. 225­262, hier S. 238fr . , mit w e i t e r f ü h r e n d e r Li te ra tu r . Aus dem­
selben Sammelwerk ist f ü r unsere Themenste l lung hinzuweisen auf KUHN, Die deutschrechtliche 
Siedlung in Kleinpolen, S. 369­416 u. J. J . MENZEL, Der Beitrag der Urkundenwissenschaf t zu r 
Erforschung der deutschen Ostsiedlung am Beispiel Schlesiens, S. 131­160. 
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Eine große Z a h l landesherrl icher Städ te sind im 12. und 13. J a h r h u n d e r t , wie ihr 
topographischer B e f u n d zeigt, gegründet worden , ohne d a ß die Stad the r ren solche 
rechtliche Vorsorge f ü r erforder l ich hielten.6 8) Es scheint ­ mehr k a n n m a n nicht sagen ­ , 
d a ß solche Unter lassung die A u f h e b u n g von N e u g r ü n d u n g e n gelegentlich erleichterte.6?) 
Das k ö n n t e in G ü s t r o w zu t re f fen , w o Fürs t N i k o l a u s von Werle 1248 den Bürgern die 
N e u s t a d t z u m Abbruch schenkte^0) Gegen G e w a l t a n w e n d u n g einer K o n k u r r e n z s t a d t 
oder eines anderen Landeshe r rn ha l f , wie der Fal l der Hildeshe imer D a m m s t a d t zeigte, 

auch die umfassends te G r ü n d u n g s u r k u n d e nichts. O b mangelhaf te urkundl iche Siche­
r u n g oder rücksichtslose G e w a l t zur Zers tö rung von Landsberg bei W o l f h a g e n geführ t 
haben , k a n n m a n nicht sagen, wahrscheinlich ist letzteres die Ursache gewesen.71) Bei 
dieser Gelegenhei t sei auf das in der S t a d t w ü s t u n g au fge fundene Fragmen t des Stad t ­
siegels mit der Umschri f t ( + S I G I L L V M ) C I V I U M . D E . L A ( N D E S B E R G ) hinge­

wiesen, das als Siegelbild den Stern der G r a f e n v o n Waldeck zeigt. Auf G r u n d der in 
der U m w a l l u n g a u f g e f u n d e n e n 48 H ä u s e r f u n d a m e n t e w i r d die E i n w o h n e r z a h l der 
von 1 2 2 6 ­ 1 2 3 0 / 3 1 exist ierenden S t a d t auf 120­150 veranschlagt . M a n n i m m t an, d a ß 

die Ver le ihung des Stadtsiegels diese S t a d t rechtlich kons t i tu ie r t ha t . W ä h r e n d über 

Landsberg keine U r k u n d e existiert , h a t das u m 1240 v o m G r a f e n Adolf von Waldeck 
gegründete Bivangen, in das vermutl ich ein Teil der Bürger von Landsberg ausgewichen 

ist, eine A r t Gründungsp r iv i l eg erhal ten . D e r Stad t ist w o h l z u m Verhängnis gewor­
den, d a ß sie zur Sicherung des waldeckischen Ter r i to r iums in einem Gebiet angelegt 
w u r d e , in dem sich die Interessen von M a i n z , der Landgrafschaf t Hessen, des Erzstif tes 

K ö l n u n d des Hochst i f tes P a d e r b o r n überschnit ten. Wie genau die Rechtsverhältnisse 

bei N e u g r ü n d u n g e n beobachtet w u r d e n , geht daraus hervor , d a ß 1294 Erzbischof Sieg­

f r i ed von K ö l n u n d Bischof O t t o von P a d e r b o r n die demolicio et decomposicio der 
waldeckischen Städ te u n d Burgen R h o d e n u n d L a n d a u fo rde r t en , weil sie innerha lb 
des H e r z o g t u m s West fa l en angelegt w o r d e n seien.72) V o n dieser U r k u n d e fä l l t nach­
träglich ein Licht auf die sehr genaue Dars te l lung der Rechtsverhältnisse in Lipps t ad t 

durch B e r n h a r d zur Lippe . 

Ähnliche U m s t ä n d e wie bei der Zers tö rung von Landsberg u n d der G r ü n d u n g von 
Bivangen wal t e t en bei der G r ü n d u n g von H a m m . 1225 w a r e n das Städtchen N i e n ­

brügge u n d seine Burg, die Friedrich von Isenburg, der M ö r d e r Erzbischof Engelberts 

68) Vgl. HESS, Hessische Städ tegründungen der Landgra f en von Thür ingen (Beiträge z. hess. 
Gesch. 4), 1966. 
69) C. HAASE, Die Ents tehung der westfälischen Städte, 3. Aufl. 1976, nennt S. 40, 74, 105 
solche Städte . 
70) UB Mecklenburg I, N r . 607: , . . quod civibus nostris in Guzstrowe commorantibus pro 
dono quodam contulimus novam civitatem funditus destruendam . . . 
71) Vgl. die Beiträge verschiedener Verfasser über Landsberg in Z H G 77/78, 1966/67, 
S. 71­124. 
72) Westfä l . UB IV, 2312. ­ U. BOCKSHAMMER, Ältere Territorialgeschichte der Grafschaft 
Waldeck, 1958, S. 1 2 4 h 
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von Köln , gegründet hat te , von seinen Feinden zerstört worden.73) Graf Adolf v. d. 
M a r k n a h m die Bewohner von Nienbrügge nicht in seine bereits vorhandene Stad t bei 
der Burg auf , sondern gründete zwischen Nienbrügge u n d M a r k a m Zusammenf luß 
zwischen Lippe und Ahse die Stad t H a m m u n d erlaubte der N e u g r ü n d u n g , das Recht 
von Lipps tad t zu wählen . 

Mit der Regelung der Besitzverhältnisse am G r u n d und Boden der Stad t w a r das 
Rechtsverhältnis zwischen Stad the r rn und der Stadtgemeinde nach dem Rechtsver­
ständnis der Zeit noch nicht hinreichend festgelegt. Auf Grundstücken lagen im Hoch­
mit te la l ter normalerweise Grundlas ten verschiedener Art . In Schenkungsurkunden, die 
Traden ten an Klöster übergaben, waren diese Grundlas ten au fge füh r t , weil sie den 
Empfänge r zur Erhebung seiner Forderungen von den Pflichtigen berechtigten. Sie 
nehmen in der G r ü n d u n g s u r k u n d e von Arnskrone den zwei ten Teil der U r k u n d e ein. 
Für den Stad the r rn bedeuteten diese Abgaben an Zinsen in der Regel einen argen Ver­
lust, aber doch eine nun schriftlich festgehaltene und dami t berechtigte Forderung , f ü r 
die Bürger eine »Freiheit«, die zum Verwei len in der Stad t oder z u m Zuzug von N e u ­
bürgern lockte. Das »Stadtrecht« im weitesten Sinne des Wortes hielt nicht nur die 
Grundlas ten auf den aree und den Grundstücken der Stadt f lur fest, sondern auch eine 
große Zahl von Verfassungsrechten, wie eventuelle W a h l des Schultheißen, Besitz der 
Münze, W a h l des Pfar re rs , Satzungsrecht, Erbrecht der Frau am Grundstück ihres 
verur te i l ten Mannes u. a. D a eine Mark tgemeinde im Ze i tpunk t der construct io der 
Stadt na tu rgemäß nicht übersehen konnte , welcher Rechtssätze sie bedurfte , u m alle 
ihre Beziehungen zu regeln, verl ieh ihr der Stad the r r das Recht einer renommier ­
ten älteren Stadt , vermutl ich einer Stadt , deren Recht im R u f e s tand, sowohl vielsei­
tig zu sein als auch das Recht der Bürger gegenüber dem Stad the r rn besonders günstig 

zu regeln. 
Eine Vors tufe einer solchen Rechtsweisung enthäl t die U r k u n d e f ü r Allensbach von 

1075, wenn sie j emand, der gegen Münze und M a r k t vers tößt (ingringere vel condem-
nare), mit dem Königsbann und der St ra fe belegt, die in Mainz , Worms oder K o n s t a n z 
auf solchen Vergehen lag. O b der A b t der Reichenau, wenn er diesen Satz in sein 
Privileg a u f n a h m , den in Mainz und Worms gültigen St ra fenka ta log kannte , darf man 
wenigstens in Zweife l ziehen. 

73) Der Vorgang der constructio ist auch in diesem Falle gut bezeugt, einmal im Stadtrecht von 
H a m m (volens construere) und bei dem e twa 100 Jahre später schreibenden Levold von N o r t ­
h o f : Incepta autem fuit dicti opidi construccio anno domini MCCXXVI in die cinerum. Die 
Chronik der Gra fen v. d. M a r k von Levold v. N o r t h o f , hg. von F. ZSCHAECK (SS rer. Germ. N o v . 
Ser. VI), 1929, S. 28. OVERMANN häl t das Schriftstück, das vor 1279 ents tanden sein muß, f ü r 
eine formelle Fälschung; s. u. Anm. 76. D a in der U r k u n d e die Stadt als Marca bezeichnet wird 
und der N a m e H a m m gar nicht vorkommt , hat PHILIPPI sie auf M a r k bezogen. Levold v. N o r t ­
hof spricht ausdrücklich von H a m m . F. PHILIPPI, Die G r ü n d u n g der Stadt H a m m und die sich 
daran knüpfenden Fragen, in: Z H i s t V D o r t m 36, 1928, S. 287­291. Die U r k u n d e bezieht sich 
auf H a m m ; vgl. STOOB [wie Anm. 7 6 a ] , S. 13). 
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A n R a d o l f z e l l w u r d e 25 J a h r e später das Recht, die iustitia et libertas, von K o n s t a n z 
verl iehen. D e r I n h a l t dieses Rechtes m u ß t e nicht größer sein als das von Mainz u n d 
Worms , aber die Weisung allein auf K o n s t a n z ha t t e den Vortei l , d a ß m a n eine kon­
kre te Vors te l lung v o n den dor t gel tenden Rechtssätzen ha t te . 

F ü r die Mot ive eines Stad tg ründe r s f ü r die Verle ihung eines Stadtrechts gibt die 
Fre iburger U r k u n d e einen schönen Beleg. H e r z o g K o n r a d sagt, er wolle nicht den Ver­
dacht a u f k o m m e n lassen, d a ß Strei t zwischen den Bürgern durch ihn oder ihren V o r ­
steher wil lkür l ich entschieden w e r d e ; deshalb solle nach dem Recht der Kölne r K a u f ­

leute geurtei l t werden . M a n k ö n n t e sich denken, d a ß die W a h l auf Vorschlag der Frei­
burger coniuratio erfolgte . Es sei darauf hingewiesen, d a ß eine Aufze ichnung des Köl ­
ner Rechtes aus dieser Zeit nicht vorl iegt . Welche konkre t en Vorste l lungen m a n bei der 
Weisung von Stenda l u n d Leipzig nach H a l l e v o m Recht dieser Stad t hat te , bleibt eben­

fal ls offen. Die Stad the r r en , die Weisungen auf f r e m d e Stadtrechte ertei l ten, die ihnen 
in den Einzelhei ten nicht b e k a n n t waren , gingen das Risiko ein, d a ß Widersprüche 
zwischen dem Recht der M u t t e r s t a d t u n d einzelnen Rechten ents tanden, die er seiner 
G r ü n d u n g ve r l i ehen hatte.74) 

W e n n manch eine S t a d t das Recht der ihr zugewiesenen Mut t e r s t ad t wieder gewech­
selt ha t , so k ö n n t e dies d a r a n liegen, d a ß der G r ü n d e r oder die Siedler der N e u g r ü n ­

dung das ihnen bes t immte Recht in der Subs tanz nicht ausreichend oder übe rhaup t 
nicht k a n n t e n ; es mochte n u r einen guten Ruf haben. B e r n h a r d zur Lippe er laubte den 

Bürgern von Lipps t ad t , sich ein Recht f re i zu wählen.75) Sie entschieden sich f ü r das 

Soester Recht . N a c h dem in seinen äußeren M e r k m a l e n etwas dubiosen Stadtrecht von 
H a m m habe Gra f Adolf von Al tena den Bürgern von H a m m die f re ie W a h l eines 

74) Wohl aus diesem G r u n d ha t H e r z o g Heinrich I. von Schlesien die Rechtsmitteilung von 
Magdeburg an Goldberg im Jah re 1211 zusätzlich besiegelt. 
75) Diese Best immung ist nur in der von OVERMANN zu 1198­1213 gesetzten Fassung, die er 
(S. 5) als Abschrift (A) der Fassung von 1244 Dez. 23 betrachtet. In der Fassung von 1244 fehl t 
u. a. die Angabe über die W a h l des Soester Stadtrechtes. O v e r m a n n beurteil t die Fassung A 
vor allem aus äußeren G r ü n d e n als Abschrift. O b m a n bei einem so re la t iv unbedeutenden 
Stad the r rn so strenge Maßs täbe an die äußeren Merkmale legen dar f , um zu einem Urte i l zu 
gelangen, lasse ich zumindest dahingestell t . Es ist nicht völlig auszuschließen, daß der Schreiber 
von A seine N a r r a t i o über den Gründungsvorgang ausführl icher gefaß t hat , um vielleicht an­
gefochtene Bodenrechte an der Stadt nachträglich zu sichern, aber mir scheint das wenig w a h r ­
scheinlich. Eher f ü r als gegen Orig ina l i tä t von A spricht eben auch der bemerkenswerte und 
nur aus der unmi t te lbaren Gründungss i tua t ion verständliche Passus über die Wahl des Soester 
Rechtes: Cum igitur hec novella plantacio et yncolis et municionibus adhuc esset infirma, ego 
de consilio amicorum meorum incolis liberum contuli arbitrium, ut iura miciora et meliora de 
quacumque vellent eligerent; tandem habito inter se consilio iura Susaciensium sub ea forma 
eligere decreverunt, ut si qua ex eis displicerent, illa abicerent et aliis sibi ydoneis gauderent, 
que etiam in ordine communi consensu conscribi decrevimus. Hie r ist das mit der Wahl eines 
Stadtrechtes verbundene Problem aufgezeig t ; Lipps tad t , bearb. von A. OVERMANN (VeröffHis t ­
KommWes t f Westf . Stadtrechte I. Die Stadtrechte der Grafschaft M a r k 1), 1901, S. i f f . ; mit 
Faksimile der Fassung von 1198­1213. 
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Stadtrechtes überlassen; sie hä t t en sich f ü r das Recht von Lipps t ad t entschieden.76) 
Dieses ist d a n n in den fo lgenden Art ike ln ü b e r n o m m e n u n d d a m i t auch der Satz , die 

Lipps täd te r hä t ten sich das Recht von Soest gewähl t . M a n m u ß annehmen , d a ß die 
Bürger von H a m m die ange füh r t en P a r a g r a p h e n von Lipps t ad t u n d als K o m p l e m e n ­
tärrecht das Soester Recht akzept ie r t haben.~6a) 

Die Entscheidung einer N e u g r ü n d u n g f ü r ein vorhandenes , bekanntes Recht h a t 
zweifel los in manchen Fällen in der M u t t e r s t a d t dazu geführ t , d a ß m a n das eigene 
Recht erst aufzeichnete. W . Ebel77) ha t a m Beispiel Lübecks darauf hingewiesen, d a ß 
m a n sich nicht vorstel len solle, das Recht von M u t t e r ­ u n d Tochters tad t m ü ß t e n über­
einst immen. 

Ein häufiger Anlaß , das in einer Stad t geltende Recht aufzuzeichnen, dür f te dar in 
gelegen haben, d a ß vor den Stadtger ichten f r e m d e Kauf l eu te , Gäste , Recht suchten. 
Ihnen m u ß t e schnell u n d stets nach gleichen Sätzen Recht gesprochen werden . N u r durch 

garant ie r te Rechtssicherheit k o n n t e die Frequenz eines Mark te s erha l ten werden . Die 
Praxis des M a r k t v e r k e h r s u n d des H a n d e l s t rug zur V e r m e h r u n g der Z a h l der e r fo r ­
derlichen Rechtssätze bei. 

Gewisse, aus vielen künf t igen u n d deshalb offenen Fragen sich ergebende Unsicher­
heiten f ü h r t e n dazu , d a ß Text u n d F o r m der B e u r k u n d u n g eines Stadtrechtes bzw. 
einer S t a d t g r ü n d u n g s u r k u n d e Unrege lmäßigke i t en aufweisen . In der H a n d f e s t e f ü r 

den Königsberger Löbenicht ist das zu erkennen. W i r sind in der günstigen Lage, zwei 
Stadien der Ents tehung dieses Rechtes zu besitzen. Das »Or ig ina lkonzep t« (Perlbach) 
des Königsberger K o m t u r s Ber thold B r ü h a v e n v o m 29. M ä r z 1299 w u r d e am 27. Mai 
1300 durch die H a n d f e s t e des Löbenicht ersetzt . Das K o n z e p t beruh t auf der H a n d f e s t e 

76) KEUTGEN (wie Anm. 22), N r . 143, S. 149, Anm. 1. Auch die äußeren Merkmale dieser U r ­
kunde geben schwer lösbare Fragen auf . OVERMANN häl t das Stück formel l fü r eine Fälschung. 
Die U r k u n d e m u ß vor 1279 ents tanden sein, da sie damals in eine echte Bestätigung inseriert 
wurde . O v e r m a n n setzt sie in die »erste Häl f t e des 13. Jh.s.« Weil sie die Bestimmung über die 
Wahl des Soester Stadtrechtes enthäl t , m u ß sie Lipps tad t A als Vorlage benutz t haben. Dies 
vers tärk t die Vermutung, daß Lipps tad t A vor 1244 liegt und kein Auszug aus der U r k u n d e 
von 1244 ist, denn in H a m m hät te man wohl die Fassung von 1244 gewählt , die die Weisung 
auf Soest, welche fü r H a m m bedingt brauchbar war , nicht enthiel t ; H a m m , bearb. von A. OVER­
MANN (VeröffHis tKommWestf . . . Die Stadtrechte der Grafschaft M a r k 2), 1903, Einlei tung 
S. 66ff.; mit Faksimile des Stadtrechtes von H a m m . 
76a) H . STOOB, Das (erschlossene) Gründungspr iv i leg der Stadt H a m m , in : 750 Jahre Stadt 
H a m m , hg. v. H . ZINK, 1976, S. 9­21 (Wiederabdruck aus »Westfälischer Städteat las«, Lief. 1, 
1975), ist der Auffassung, daß die gefälschte, zu 1213 dat ier te U r k u n d e einen echten Kern 
(§ : ) 15—18) habe, der zu 1226 passe. Die eingeschobenen Zusätze (§ 2­14) dürf ten auf ein 
wahrscheinlich 1239/43 eingeholtes Lipps tädter Weistum zurückgehen. 
77) W. EBEL, Lübisches Recht I, 1971, S. 130: »Als die Bürger Lübecks im Jahre 1181 dem 
Kaiser gegenüber behaupteten, Heinrich d. L. habe ihnen die Freiheit des Soester Rechts ver­
liehen, sagten sie gewiß nicht die Unwahrhe i t . Dennoch ist daraus nicht zu folgern, in Lübeck 
müsse damals alles genauso gewesen sein wie in Soest.« 
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der Al t s t ad t Königsberg v o m 28. Februa r 1286, w u r d e aber in wichtigen P u n k t e n f ü r 
die Endfas sung verbessert , u. a. w u r d e der N a m e Vriestat durch Nova civitas ersetzt , 
aber auch die eigentliche Rechtssubstanz w u r d e durchgearbei te t und wesentlich ver ­
ände r t . W i r haben ein sehr realistisches Beispiel vor uns, das uns zeigt, wie Stad tg rün ­
der u n d Siedler sich umsichtig ein Recht zu erarbei ten suchten, das den Bedürfnissen der 
ersten Phase der G r ü n d u n g entsprach.78) 

Zu den Städ ten , denen gleich bei der G r ü n d u n g (in prima constructione) ein Recht 

ver l iehen w u r d e , gehör t die O b e r s t a d t von Freiberg i. S. Nach der K r u m m h e n n e r s ­

dorf er U r k u n d e von 1241 w a r e n die Konsu ln die E m p f ä n g e r des Rechtes; es wäre hier 
also sofo r t eine Ratsve r fa s sung gebildet worden.79) 

Das U m k i p p e n v o m mündl ichen z u m schriftlichen Markt rech t ha t die U r k u n d e des 
Bischofs Friedrich v o n H a l b e r s t a d t v o n 1105 festgehalten.8 0) Es ist die dr i t te der H a l ­
bers täd te r M a r k t u r k u n d e n . Die incole loci. . ., cives videlicet forenses f o r d e r n den 
Bischof auf , die iura et statuta civilia, welche f r ü h e r e Bischöfe ihnen nur mündlich 

(verbo tantum) gegeben u n d bestät igt haben , durch Schrift u n d Siegel zu beglaubigen. 
Es w e r d e n ihnen d a r a u f h i n das B u r m a l u n d andere Rechte bestät igt . Eine Bestät igung 

von Bodenrechten f indet nicht s ta t t . Hinwe i se auf eine topographische N e u a n l a g e des 

Mark te s liegen in H a l b e r s t a d t nicht vor . Die U r k u n d e v o n 1105 k a n n also nur als Bei­
spiel d a f ü r stehen, d a ß die undi f fe renz ie r t e Ver le ihung des Rechtes, einen M a r k t abzu­
hal ten , wie sie Heinr ich IV . gewähr t hat te , den K a u f l e u t e n nicht mehr genügte. Die 

M a r k t g e m e i n d e ver lang te schriftliche G a r a n t i e des gel tenden Marktrechtes . 

In diesen Z u s a m m e n h a n g ist auch die K o r e von Midde lbu rg von 1217 zu stellen: 

Hec est lex, que kora dicitur, oppidanorum de Midelburch, firmata iuramento earum 
personarum, quarum tarn nomina quam sigilla supponuntur.Sl) Beschworen haben diese 

K o r e nicht, wie m a n denken könn te , die Bürger von Midde lburg , sondern Gräf in J o ­
h a n n a von Flande rn , Graf Wilhe lm von H o l l a n d u n d ihre Kaste l lane von Seeland. Für 
unsere Über legungen ist wichtig, d a ß die 50 Art ike l nicht allein beeidet, sondern nieder­

geschrieben u n d durch Siegel beglaubigt w e r d e n m u ß t e n , u m Gül t igkei t zu erlangen. 
Als m a n in der G r ü n d u n g v o n Städ t en schon eine gewisse Rout ine hat te , konn te eine 

N e u g r ü n d u n g gleich mit dem von ihr gewähl ten Recht versehen werden . D e r R a t von 

78) M. PERLBACH, Quellenbeiträge zur Geschichte der Stadt Königsberg im Mittelalter, 1878, 
S. 1 ff. Im Hinblick auf die hier nachweisbare Realität der Rechtsbildung kann man die Arenga, 
die in die Ausfertigung übernommen wurde, nicht als eine Pflichtübung des Schreibers im Unter­
bewußtsein betrachten, um den klassischen Urkundenteilen gerecht zu werden: Ne de rerum 
gestarum serie labente tempore dubietas oriatur, tarn testium quam scripture salubris inventa 
est commoditas, qua et omnis dubii occasio caveatur et gestarum rerum noticia perhenni me­
moria habeatur. 
79) Vgl. UNGER, Freiberg (wie Anm. 45), der auch die gesamte ältere Literatur zu dieser Frage 
zitiert, darunter besonders wichtig H. ERMISCH, Das Freiberger Stadtrecht, 1889, S. Xff . 
80) KEUTGEN (wie A n m . 22) , N r . 77 a. 
81) Elenchus fontium historiae urbanae I (B. DIESTELKAMP), 1967, S. 449, Nr. 32. 
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Lübeck sah sich in der Lage, der Stadt Memelburg 1254 gleich den vollständigen Kodex 
ihres Rechtes zu übersenden (s. u. S. 192).82) 

Die Gründungsurkunde oder das f rühe Recht einer Neugründung konnte aus einem 
weiteren Anlaß niedergeschrieben werden. Medebach^) liefert da fü r ein anschauliches 
Beispiel. Erzbischof Arnold I. von Köln berichtet 1144, wie er zur Weihe einer Kirche 
und zur Seelsorge Medebach aufsuchte. Die Stadt hat te damals schon einen M a r k t (villa 
immo honestum oppidum forum habens publicum et banno regio confirmatum). Der 
zum Tafelgut des Erzbischofs gehörige Pla tz war schon von den Vorgängern Arnolds I. 
an Ritter zu Lehen ausgegeben worden und gedieh wegen dieser Vielherrigkeit (diver-
sorum adhuc nunc laborat dominio) nicht. Es wird wenige Zeugnisse geben, w o die Be­
deutung der gleichen Grundherrl ichkeit schon in der Gründungsphase so deutlich zur 
Geltung kommt. Die Einwohner klagten über Belastungen (debitum) und Dienstleistun­
gen. Auch hier leuchtet die Notwendigkei t einer geschriebenen Befreiung, einer libertas, 
ein. In einer Zeit schriftlichen Rechtsbeweises mußte man dem Grundher rn ein Beweis­
mittel entgegenhalten können, daß man heute keine H a n d ­ und Spanndienste leisten 
kann, weil man auf dem Mark t des Landesherrn seine Ware feilbieten will und soll. Es 
kommt im Falle Medebach hinzu, daß die bischöflichen Lehensträger das Recht der 
Marktbewohner geändert (immutatio legum suarum), die Abgabe von der Fleischbank 
und den Bänken der Kaufleute erhöht und damit den Mark t beeinträchtigt hatten. Dies 
wurde von den Einwohnern dem erzbischöflichen Vogt Gerlach und anderen zur Last 
gelegt, die die Klagen zurückwiesen. Arnold stellte die Rechte und Gewohnhei ten des 
Marktes (reddidimus leges), die die Bewohner vor der Belehnung der Rit ter gehabt hat ­
ten, und den Markt f r i eden wieder her und verordnete Soester Recht. 

Das Grundübel , das verschiedene Bodenrecht, war aber nicht beseitigt worden, und 
es kann kaum ein Zweifel bestehen, daß hierin wieder die Ursachen fü r die Bedrückun­
gen (multiplex oppressio) lagen, über welche die oppidani 1165 klagten. Erzbischof 
Rainald sagt zwar 1165 nicht ausdrücklich, daß er das Recht von 1165 zum ersten Male 
aufzeichnen läßt , er bestätigt es nur, aber aus den Bemerkungen über die lang währen­
den Bedrückungen der Bewohner geht mit ziemlicher Sicherheit hervor, daß diese 
schriftliche Festlegung der Rechte der Stadt die erste war , daß es ohne schriftlichen Be­
weis nicht mehr ging. 

Sowohl die Rechtsentwicklung als auch die unumgängliche Notwendigke i t nach 
einem durch schriftliche Aufzeichnung beweiskräftigen Recht zeigt das Privileg Fried­
rich Barbarossas fü r Augsburg von 115 6.84) Die Vögte hat ten die Stadt durch bestimmte 
Ford erungen bedrückt (exuctione vexata). Bischof Konrad , der Klerus und die Stadt ­
bevölkerung (populus) hat ten dies dem König, als er die Stadt besuchte, vorgebracht.8*) 

82) P r e u ß . U B I, N r . 2 91. 83) KEUTGEN (wie A n m . 22), N r , 141, S. 145. 
84) D F I, N r . 147; vgl . d o r t die V o r b e m e r k u n g z u r D a t i e r u n g der U r k u n d e . 
85) . . . lacrimabilem querimoniam super hoc moveret, quod civitas nullo certo iuris ordine vel 
termino fungeretur. Proinde pius et catholicus Imperator utpote non solum armis ornatus, sed 
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D a r a u f h i n ha t te der K ö n i g 1152 in Gegenwar t von Vogt Adelgoz und Burggraf K o n ­
r a d zu Regensburg das alte Recht der Vögte, des Burggrafen und der Bürger (civitaten-
ses) dadurch erneut festgestellt , d a ß er das 1104 von Heinrich IV. beurkunde te Weis­
tum f ü r die Augsburger Vögte erneuerte . Es ist zusammen mit kleineren Abschnitten aus 
zwei anderen Weis tümern f ü r diese Vögte ebenfalls von 1104 in das D i p l o m von 1156 
eingerückt.86) D a r a n ist unmi t t e lba r das geltende Stadtrecht von 1156 angeschlossen: 
Iustitia Augustensis civitatis hec est. Die einzelnen auf fa l l end klar gegliederten Bestim­
mungen enthal ten vor allem Verfassungsrecht und sichern auf diese "Weise die Rechts­
lage der Bürger gegenüber dem Stad the r rn u n d seinen Inst i tut ionen.8 / ) Wie bemerkt , 
k a n n m a n an dem Privi leg sehr gut die Verfe inerung des Rechtes in einer Stadt im 
L a u f e von 150 J a h r e n ablesen. 

H e r z o g Heinr ich von Bayern ve r t r a t 1279 im Privi leg f ü r die Stad t Landshut die 
Auffassung , die Residenzen der Fürsten (domicilia principum) seien durch geschriebenes 
Recht (ius scriptum) anderen Städten überlegen.88) 

Best immte Prob leme der Verb indung von S t a d t g r ü n d u n g und Stadtrecht , die im 
deutschen Altsiedelgebiet manchmal nur undeutl ich zu erkennen sind, k a n n m a n im 
deutschen Kolonialgebiet in aller wünschenswerten Klarhe i t wahrnehmen . I m Deutsch­
ordens land Preußen t r a t jedes deutsche Dorf mit der Verleihung der H a n d f e s t e jur i ­
stisch ins Leben. Auch einige der Städte sind in einem stufenweisen A k t gewissermaßen 
ohne rechtliche Lücke begründe t worden . Bei der Begründung von Memel, das damals 
noch nicht zum Deutschordensland, sondern zu K u r l a n d gehörte, sind alle Phasen der 
rechtstopographischen u n d der stadtrechtlichen G r ü n d u n g lückenlos überl iefer t . Ein 
1252 zwischen dem Deutschmeister E b e r h a r d von Sayn, Sta t tha l te r des Hochmeisters 
in L i v l a n d u n d K u r l a n d , einerseits u n d dem Bischof Heinrich von K u r l a n d geschlos­
sener Ver t r ag regelte sowohl das grundherr l iche als auch das im Bereich des D O be­
kannt l ich besonders diffizi le landes­ und stadtherrl iche Prob lem zwischen O r d e n und 
Bischöfen.89) Beide Teile setzten zunächst die Bedingungen f ü r den Bau der Memelburg 
fest. Zwei J a h r e nach Beginn des Baues der Burg sollte neben dieser eine Stad t angelegt 
werden , in der der Bischof die K a t h e d r a l e und die D o m h e r r e n Kur ien errichten durf ten. 
Ein Dri t t e l der Stad t mit der weltlichen Gerichtsbarkei t sollte der Bischof, zwei Dri t te l 
der deutsche O r d e n erhal ten. In einem zwei ten Ver t rag vom 19. Oktobe r 1252 erklär ­
ten beide Ver t ragspar tne r , d a ß es sich beim gemeinsamen Bau von Memel Burg und 
Stad t u m eine Ausnahme handele , sie im übrigen freie H a n d zur Anlage von M a r k t ­

etiam legibus armatus (aus dem Prooemium der Inst i tut ionen) eos ex communi consilio, quo 
iure ex antiqua et legali institutione gubernari deberent, pronunciare precepit. 
86) D H IV, N r r . 484, 482, 483. 
87) E. LIEDL, Gerichtsverfassung und Zivi lprozeß der Freien Reichsstadt Augsburg, 1958, 
S . 15 f . 8 8 ) G A U P P ( w i e A n m . 2 4 ) I , S . 1 5 1 ff. 

89) Preuß. UB I, N r . 261. Zerschnitten, Cassum. vgl. dazu Ger t rud SCHUBARTH­FIKENTSCHER, 
Die Verbrei tung der deutschen Stadtrechte in Osteuropa, 1942, S. 374ff . ; J. SEMBRITZKI, Ge­
schichte der Stadt Memel I, 1902. 
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flecken u n d Städ ten hätten.9°) Das V o r h a b e n w u r d e so abgewickelt , wie im Ju l i 1252 
vere inbar t . Die Burg w a r ein J a h r später fer t ig . Sowohl der Ordensmeis te r als auch der 
Bischof haben die G e f a h r , d a ß die Bewohner der Stad t eine rechtlose Zeit durchlebten, 
ausgeschaltet. M a n verl ieß sich weder da rau f , d a ß die Bewohner sich al lmählich ein 
eigenes Recht entwickelten, noch gab m a n ihnen den vagen H i n w e i s auf ein älteres 
Recht, e twa auf T h o r n oder Lübeck, sondern die S t a d t g r ü n d e r schrieben zwei Städte , 
D o r t m u n d u n d Lübeck, mit der Bitte um Übersendung ihrer Rechte an. H ä l t m a n sich 

an die im Stad tg ründungsve r t r ag genannten Termine , so w a r der C o d e x des lübischen 
Rechts, der bekannt l ich erha l ten ist, in dem Augenblick in Memelburg zur Stelle, als 
die ersten Siedler in die Hauss te l len einzogen.91) Eine rechtlose Zeit der Bürger in der 

neuen Stad t w a r dadurch vermieden. Auch D o r t m u n d , das als N a m e n der neuen Stad t 
N e u ­ D o r t m u n d empfah l , übersandte sein Recht.92) Lübeck wies darauf hin, d a ß es sein 
Recht von Heinr ich d. L. empfangen habe, u n d beide Städ te betonten , d a ß ihre Rechte 

v o m Kaiser bestät igt w o r d e n seien. 

Die Gleichzeitigkeit oder doch die zeitliche N ä h e von S t a d t g r ü n d u n g und Mit te i lung 
des vol ls tändigen Rechts der Mut t e r s t ad t ist im Neus iede l l and häufiger zu beobachten 
als im Alts iedel land. Das bekanntes te Beispiel ist die Mit te i lung des Rechts von H a l l e 
an N e u m a r k t , die 1235 auf Veranlassung H e r z o g Heinrichs I. von Schlesien geschah.93) 

Die Stad t ist 1223 bezeugt . Es liegt also auch hier noch ein gewisser zeitlicher A b s t a n d 
zwischen S t a d t g r ü n d u n g u n d Rechtsmitteilung.94) M a n k a n n d a v o n ausgehen, d a ß die 
A n f r a g e von N e u m a r k t die erste schriftliche Aufze ichnung des hallischen Rechtes über­

h a u p t bewi rk t ha t . 
O b die Stad t G ü s t r o w bei ihrer G r ü n d u n g im J a h r e 1222 das vol ls tändige Schwe­

riner Recht erhal ten hat , wie es in der Bestä t igungsurkunde von 1228 f ü r Güstrow9$) 
entha l ten ist, m u ß zumindes t offen bleiben. Ich hal te es f ü r möglich, d a ß G ü s t r o w 1222 
n u r einen allgemeinen Hinwe i s auf das Recht von Schwerin erhielt . A u f f a l l e n d bleibt 
jedenfalls , d a ß das Güs t rower Priv i leg von 1228 mit dem T e x t des Schweriner Rechts 
beginnt und erst im Anschluß d a r a n den Bürgern die Rechte an G r u n d und Boden ver ­
liehen werden . 

90) Preuß. UB I, Nr. 262. Zerschnitten. 
9 1 ) Preuß. UB I, Nr. 291. ­ A. M E T H N E R , Das Lübische Recht in Memel, in: AltpreußForsch 
10, 1933, S. 262­298. 
92) Preuß. UB I, Nr. 321. 
93) Abdruck: A. BIERBACH, UB Halle I, Nr. 224; vgl. dort die Vorbemerkung zur Uber­
lief erungsgeschichte. 
94) R. K ö T Z S C H K E , Der hallische Schöffenbrief für Neumarkt in Schlesien und das ältere Neu­
markter Recht, in: 2RG GA 31, 1 9 1 0 , S. 146ff. ­ S C H U B A R T ­ F I K E N T S C H E R , Stadtrechte (wie 
Anm. 89), S. 187 ff. mit weiterer Literatur. Dort auch Erörterung der Datierung von Stadtgrün­
dung und Rechtsmitteilung. 
95) Elenchus (wie Anm. 81), Nr. 139. Mecklenburgisches UB I, Nr. 359. ­ S C H U B A R T ­

FIKENTSCHER, Stadtrechte (wie Anm. 89), S. 453 ff. 
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N a c h der Ü b e r t r a g u n g des G r u n d u n d Bodens der Stad t an die Bürgerschaft ver lor 
der S t a d t h e r r das Verfügungsrecht über die areae u n d die auf ihnen ruhenden G r u n d ­
lasten; le tz tere k o n n t e er nur noch von der sich selbst ve rwa l t enden Gemeinde einfor­

dern . A u ß e r d e m n a h m er auf einzelne Hohei ts rechte innerha lb des Stadtgebietes wie 
Gericht , Zölle oder M ü n z e Einf luß , sofern er sie nicht aus Geldno t an die Bürgerschaft 
versetz te . D e r P r o z e ß der Verschrift l ichung der Verwa l tung , der in Deutschland nur 
mit Verzöge rung in G a n g k a m , verlief i nne rha lb der Stad t ohne E i n w i r k u n g des Stad t ­
he r rn . H i e r en t s t and den Städ ten , den gegründeten sowohl wie den alten, eine eigene 

A u f g a b e ; die N o t w e n d i g k e i t ihrer Lösung haben die Städ te schnell e rkann t . D i e A n ­
lässe z u r Ausbre i tung der Schriftlichkeit innerha lb der S t a d t m a u e r n w a r e n rechtlicher, 
wirtschaft l icher, sozialer u n d siedlungstechnischer N a t u r . 

E i n m a l zeigte es sich sehr bald , d a ß f ü r die meisten N e u g r ü n d u n g e n der im G r ü n ­

dungspr iv i leg gegebene H i n w e i s auf das Recht einer M u t t e r s t a d t nur ein unzureichen­
der Behelf f ü r die Lösung in terner Rechtsprobleme w a r . Selbst w e n n die M u t t e r ­ der 

Tochte rs tad t ihr vol ls tändiges Recht übersand t ha t te , mochte es sich zeigen, d a ß dieses 
unvol l s t änd ig w a r , d a ß es nicht allen im täglichen Rechtsleben v o r k o m m e n d e n Fällen 

genügen konn te . Die Lücken fü l l t e die »statuarische Wil lkür« . »Das Satzungsrecht der 
mitte la l ter l ichen S t a d t ha t . . . als M o t o r der städtischen Rechtsentwicklung, der Schaf­

f u n g von Rechtsnormen f ü r die neu auf tauchenden A u f g a b e n und Prob leme städtischen 

Lebens eine Rolle von schlechthin nicht zu überschätzender Bedeutung gespielt. Das auto­
nome Stadt recht , der alle Gebiete bürgerl ichen Lebens umfassende Rechtskreis geht z u m 

ganz wesentl ichen Teil auf die genossenschaftliche Verwi l l kü rung besonderen Rechts 

durch die Stad tgemeinde u n d ihre O r g a n e zurück«, stellt W . Ebel fest.96) Über die von 
Ebel herausgestel l ten Ents t ehungsums tände u n d Vorausse tzungen der Gel tung der Will ­

kü ren k a n n hier nicht gesprochen werden . Abgesehen von der allgemeinen, durch nichts 
mehr a u f z u h a l t e n d e n Tendenz , alles aufzuschreiben, ergab sich f ü r die statuarischen 
Wil lkü ren aus zwei G r ü n d e n die N o t w e n d i g k e i t der Aufze ichnung : die statuarische 

W i l l k ü r dur f t e gel tendem Recht nicht widersprechen, sie m u ß t e also inhalt l ich kon t ro l ­
l ierbar sein. Zwei tens lag einer ihrer Gel tungsgründe in der jährl ichen Neubeliebung97) 

durch alle Bürger . Auch dies setzte eine Formul i e rung des Wort l au tes voraus , die jeder­

zeit vor der Bürgerschaft wiederho l t w e r d e n konnte . 

Nich t allein, weil m a n den schriftlichen Rechtsbeweis fo rde r t e , sondern auch weil 
die durch die kompl iz ie r t e Rechtss t ruk tur der Stad t no twend ige Z a h l der Rechtssätze 

n i e m a n d in der no twend igen Genauigke i t im Gedächtnis b e w a h r e n konnte , w a r die 
schriftliche Aufze ichnung des Stadtrechtes erforder l ich. So eindrucksvoll die Nachrichten 

96) W. EBEL, Die Willkür. Eine Studie zu den Denkformen des älteren deutschen Rechts, 1953, 
S. 46 ff. ­ Selbst in einer rechtlich so produktiven Stadt wie Lübeck genügten die vorhandenen 
Satzungen bei weitem nicht für die Lösung auftretender rechtlicher Fragen. Das zeigen die von 
W. Ebel veröffentlichten 4 Bände »Lübecker Ratsurteile«, 1955 fr. 
97) W . EBEL, W i l l k ü r (wie A n m . 96) , S. 53. 
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von den Gedächtnisleistungen schriftloser Völker, von denen einzelne Personen Tau­
sende von Strophen eines Epos zitieren können, sein mögen, man darf das nicht über­
schätzen. Das in einer mittelalterlichen Stadt gültige Recht dürften kaum die Mitglieder 
der alternierenden Räte im Kopf gehabt haben, geschweige denn die gesamte Bürger­
schaft. D a ß man mit dem Erinnerungsvermögen nicht die rechtlichen Belange einer 
Stadt, nicht einmal ihr Verhältnis zwischen Stadtgemeinde und Stadther rn regeln 
konnte, da fü r haben wir Beispiele. 1245 war offensichtlich die U r k u n d e abhanden ge­
kommen, die die Beziehungen zwischen dem Bischof von Lüttich und der Stadt Maas­

tricht regelt; denn es ist von der asportatio carte die Rede.?8) Man holte ein Weistum 
ein. Wichtige Angaben über die Rechte machte ein Hermannus Suevus aus Utrecht über 
die Rechte des Bischofs von Lüttich. Seinen Aussagen stimmte eine lange Reihe nament­
lich genannter Zeugen in folgendem Tenor bei: Heinricus de Molendino, scabinus, iura-
tus, testis, in omnibus et per omnia Concordat predicto Henrico villico. Als 1482 die 
Stadt Kahla bei Jena nichts anderes zu beweisen hatte, als daß sie die Niedergerichts­
barkeit vollständig und ein Drit te l der Obergerichtsbarkeit besessen hatte, worüber 
ihre U r k u n d e verbrannt war, holte sie bei 11 Inst i tut ionen und Einzelpersonen Weistü­
mer über diesen Tatbestand ein.99) 

Ein anderer Grund zur Aufzeichnung des Stadtrechts war das Mißtrauen der ver­
schiedenen sozialen Gruppen, in die sich die Städte im 13. und 14. Jahrhunder t auf­
spalteten. D a ß es ihm um die Rechtsgleichheit f ü r Arme und Reiche durch Unveränder ­
lichkeit des geschriebenen Rechts ginge, sagte der Rat von Hildesheim, als er ca. 1300 
eine Kommission von Vier aus dem Rat und Vier aus den Ämtern einsetzte, »daß sie 
der Stadt Recht aufschreiben ließen, wie es sie dünkte, daß es der Stadt und sowohl 
den Armen als den Reichen zugute komme. Was sie aufzeichnen ließen, das sollen die 
Ratmannen . . . ewiglich halten. Was von diesen Acht in der Stadt Buch geschrieben ist, 
sollen sie unverbrüchlich den Armen und den Reichen unveränder t {like) halten.«100) 

Ebenso deutlich wie in Hildesheim t r i t t in Goslar hervor, daß die wirtschaftlich und 
sozial differenzierte Stadt des Spätmittelalters nach einem Recht leben muß, und zwar 
nach einem durch Schriftlichkeit kontrol l ierbaren Recht. In der Vorrede zum Goslarer 
Rechtsbuch aus dem 14. Jahrhunder t heißt es, dieses von den Kaufleuten, Wollwirkern 
und Gilden verwil lkürte Recht in dit boch willet bringhen, uppe dat it deste redelekere 

98) Elenchus (wie Anm. 81) S. 465, N r . 43. 
99) PATZE, Rechtsquellen Altenburg (wie A n m . 37), S. 9 ff. 
100) DOEBNER, U B Stad t Hildeshe im II , N r . 547. ­ F. ARNECKE, Die Hildeshe imer Stad t ­
schreiber bis zu den ersten A n f ä n g e n des Syndikats u n d Sekretar ia ts 1217­1443, Phi l . Diss. 
M a r b u r g 1913, S. 93. ­ J. H . GEBAUER, Geschichte der Stad t Hildeshe im I, 1922. Neudruck 
1976, S. 83 ff. ­ Als G r u n d f ü r die Aufzeichnung der Rechte von D i n a n t und Ger t ru idenberg 
wurde angegeben, man wolle dami t einer Minde rung des Rechts vorbeugen. Die N o t w e n d i g k e i t 
eines schriftlichen Beweises zur Behauptung geltenden Rechts ist dami t klar zum Ausdruck ge­
bracht; Elechenus (wie Anm. 81), S. 295 u. 447. 
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si mallikem na rechte to to verschiedene.101} Mehrfach wird die Auffassung wiederholt , 
daß nur das von den genannten Gruppen gebilligte und aufgezeichnete Recht Kraf t 
besitzen sollte. Jährlich wurden zwei Ratmänner mit der Verwahrung des Buches be­
auf t rag t . Diese sollten darüber wachen, daß niemand Recht eintrage, das Rat , K a u f ­
leute, Wollwirker und Gilden nicht vorher geprüft hätten. Ohne Erlaubnis des Rates 
durf te niemand das Recht ausschreiben, auch Gäste durften nur mit des Rats Erlaubnis 
das Recht lesen. Man kann ermessen, was es unter diesen Umständen bedeutete, wenn 
der Goslarer R a t 1354 eine Zweitschrift dieses Rechtsbuches an den R a t von Altenburg 
bei Leipzig verschickte, weil Altenburg mindestens seit 1256 Rechtsweisung nach Goslar 
hat te . Der Kodex ist leider nicht erhalten, aber die Begleiturkunde besagt, daß er be­
siegelt war.102) Durch diese Beglaubigung machten die Goslarer kund, daß sie den 
Rechtskodex f ü r eine in ihrem Rechtsinhalt abgeschlossene, unveränderliche Urkunde 
hielten. 

Solcher Auffassung, daß schriftlich fixiertes Recht um kein Wort geändert werden 
darf , scheinen die Mittei lungsurkunden zu widersprechen, die sich an der Spitze man­
cher Codices lübischen Rechts finden. Sowohl in der lateinischen Mitteilung fü r Danzig 
1263 als auch in der deutschen f ü r Memelburg 1254 behauptet der Lübecker Rat , der 
Codex enthal te das ihm von Heinrich d. L. verliehene Recht.I03) In der Mitteilung fü r 
Memelburg heißt es, die Gesetze seien ihnen von Heinrich d. L., dem huwere der stat 
Luheke, gegeben worden, Friedrich I. und Friedrich I I . hät ten sie bestätigt. Obwohl der 
R a t selbst in einem Rechtscodex noch die direkte Verbindung zwischen dem Stadtgrün­
der und dem folgenden viel umfangreicheren als ursprünglich verliehenen Recht her­
stellte, stimmen die Artikel der beiden Codices nicht überein. Es k a m dem Rat von 
Lübeck also nicht darauf an, das authentische Recht der Gründungszei t mitzuteilen, 
sondern den jeweils gültigen Entwicklungsstand seines Rechtes. Zweifellos wären die 
Lübecker Ratsherren erstaunt gewesen, wenn man sie der Täuschung geziehen hätte. 
Die Beispiele Goslar und Lübeck mögen in der Gegenüberstellung ebenfalls dazu die­

101) Das Stadt recht v o n Goslar , hg. v o n W . EBEL, 1968, S. 29. 
102) H . PATZE, Die Rechtsquellen der Städte im ehemaligen H e r z o g t u m Sachsen­Altenburg 
(Mit te ldeutForsch 79), 1976, S. 10, N r . 7. ­ Für das von L u d w i g dem Bayern 1340 bestät igte 
Münchener Stadtrechtsbuch, das mit dem Kaisersiegel beglaubigt war , bürger te sich die Bezeich­
nung »Versiegeltes Buch« ein; P. DIRR, München in der deutschen Verfassungs­ und Rechts­
geschichte. E i n f ü h r u n g in das U r k u n d e n w e r k , D e n k m ä l e r des Münchner Stadtrechts Erster 
Bd. 1158­1403, 1934, S. 9 0 f f . ­ Ebenfa l l s besiegelt w a r die Aufzeichnung des Rechts von W i n ­
te r thur , die diese Stad t im J a h r e 1297 an Mell ingen gab. D e r Abschrift der U r k u n d e Rudol f s 
v o n H a b s b u r g f ü r W i n t e r t h u r geht die Mit te i lungsurkunde von W i n t e r t h u r an Mellingen vor ­
aus; dor t heiß t es: und wan süd dü vorgenanden reht und frihait nüt geriben hatten, darumhe 
so haben wir durch der vorgenanden bürgere bette unsere brieje und, unsre altun gewonhait ab-
scrifl gegeben under unsere stat insigel; E. T. GAUPP, Deutsche Stadtrechte des Mittelal ters , 
1851 f., N e u d r u c k 1966, S. 138. 
103) J. F. HACH, Das alte lübische Recht 1839, Neudruck 1969, S. 185 u. 379 f. ­ Über den zeit­
lichen Ansa tz des sogen. Danz ige r Codex vgl. W. EBEL, Lübisches Recht I, 1971, S. 179 f. 
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nen, d a ß m a n mit der urkundenkr i t i schen Methode nicht unbesehen auf Stadtrechte los­

gehen kann . 
Willkürrecht , subjekt ive Gerechtigkeiten, übe rnommene Landrechtsbüchertei le ver ­

schmolzen allmählich zu einem einheitlichen gebietsmäßig gel tenden Stadtrecht . Die aus 
verschiedenen Quel len gespeisten Stadtrechte e r fo rde r t en die schriftliche Aufze ichnung . 
Eine Stad t magdeburgischen Rechts, die im Augenblick ihrer G r ü n d u n g ­ setzen wir 
den Idea l fa l l ­ mit der Mut t e r s t ad t identisches Recht haben mochte, m u ß t e dies zwangs ­
läufig weiterentwickeln, M u t t e r u n d Tochter bi ldeten zwei z u n e h m e n d dif ferenzier te 

Rechte aus. 
W . Ebel I04) ha t gezeigt, d a ß der Bürgereid die Bürgerschaft nicht n u r z u m Gehor sam 

gegen den R a t verpflichtete, sondern sie, sooft er geleistet wurde , an das Stadt recht 
band . Von den hier genannten Stadt rechten fo rde r t e die Berner H a n d f e s t e von jedem 
Einwohner , der das 15. Lebens jahr erreicht hat te , zu schwören, d a ß er alle Rechte u n d 
Freihei ten der Stad t beachten werde . Die von vielen Stadt rechten geforder te Verlesung 
ihres Textes am Tage des Ratswechsels setzte ihre im W o r t l a u t verbindl iche Aufzeich­
nung voraus . 

Diese meist als Statutenbücher bezeichneten Amtsbücher bi lden die eine große 
G r u p p e der Stadtbücher. I 0s) In Lübeck setzt diese G r u p p e im 13., in den meisten an­
deren Städ ten erst im 14. J a h r h u n d e r t ein. I m al lgemeinen überwiegen zunächst die 
Stadtbücher gemischten Inhal t s , da sowohl die gewachsene wie die gegründete Stad t 
erkannten , d a ß allein viele Art ike l ihres aufgezeichneten Rechtes weitere schrift­
liche N o t i z e n zur Folge haben mußten . Wie m a n all das, was geschrieben werden 

mußte , organisieren würde , w a r nicht abzusehen. Auch be fanden sich die Ins t i tu t ionen 

der Bürgerschaft in einer s tändigen Entwicklung , bedingt durch ihre Ause inander ­
setzung mit dem Stad the r rn . So w a r es natürl ich, d a ß der einzige Stadtschreiber all das, 
was auf die O r g a n e der Selbs tverwal tung zudräng te , zunächst ohne systematische O r d ­

nung festhielt . G u t kennzeichnet das Ratsbuch von Stra l sund von 1270 die zunächst 
unübersichtliche Situat ion, in der m a n einsieht, d a ß geschrieben werden , aber noch nicht, 
wie geschrieben werden m u ß : Iste dicitur Uber civitatis, in quo conscribi solent omnia, 
que aguntur coram consulibuslo6\ D a n n folgen Auflassungen , Satzungen , Bürgschafts­
übernahmen , Obervormundschaf tsgeschäf te , Schuldbekenntnisse u. a. Gleichen C h a r a k ­
ter t r äg t das 1257 einsetzende Stadtbuch von Rostock. Ebenfa l l s von gemischtem I n h a l t 
ist der von 1227­1284 geführ te , nur aus a n d e r w ä r t s erhal tenen Ein t ragungen bekann te 
Liber civitatis von Lübeck gewesen, »seit 1277 aber n a h m der Uber im wesentlichen n u r 

104) W. EBEL, Der Bürgereid als Geltungsgrund und Gestaltungsprinzip des deutschen mit­
telalterlichen Stadtrechts, 1958. 
105) Konrad BEYERLE, Die deutschen Stadtbücher, in: DtGbll n , 1910, S. 145­200, P. REHME, 
Uber Stadtbücher als Geschichtsquelle, 1913. Kritische Einwände gegen die von BEYERLE vor­
genommene Systematisierung erhebt zu Recht E. PITZ, Schrift­ und Aktenwesen der städtischen 
Verwaltung im Spätmittelalter. Köln­Nürnberg­Lübeck (MittStadtarchKöln 45), 1959, 
S. 20 ff. 106) BEYERLE, S t a d t b ü c h e r (wie A n m . 1 0 j ) , S. 159. 
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n o c h d i e L i e g e n s c h a f t e n b e t r e f f e n d e A k t e d e r f r e i w i l l i g e n G e r i c h t s b a r k e i t a u f : i n d i e s e m 

J a h r t r a t i h m d e r >liber, in quo debita conscribuntun, z u r S e i t e . . . « I o 6 ) D a d e r R a t 

v o n B r e m e n e r k a n n t e , d a ß f e h l e n d e A u f z e i c h n u n g v o n R e c h t s g e s c h ä f t e n i h m g r o ß e n 

S c h a d e n g e b r a c h t h a t t e , l i e ß e r e r 1 3 9 5 ­ f ü r e i n e s o l c h b e d e u t e n d e S t a d t a u f f a l l e n d 

s p ä t ­ d a s » R a t s d e n k e n b u c h « a n l e g e n . I 0 7 ) 

D a s i m V e r g l e i c h z u m L a n d r e c h t b e s s e r e B ü r g e r r e c h t i n d e r g e g r ü n d e t e n s o w o h l w i e 

i n d e r g e w a c h s e n e n S t a d t g e w a n n m a n d u r c h Z u z u g o d e r d i e G e b u r t i n d e r S t a d t . U m 

d e r sich a u s d e m B ü r g e r r e c h t e r g e b e n d e n r e c h t l i c h e n u n d f i n a n z i e l l e n V e r b i n d l i c h k e i t e n 

w i l l e n m u ß t e n S c h ö f f e n o d e r R a t k o n t r o l l i e r e n k ö n n e n , w e l c h e P e r s o n e n d e r H u n d e r t e 

o d e r T a u s e n d e v o n M e n s c h e n z ä h l e n d e n S t a d t d a s B ü r g e r r e c h t b e s a ß e n u n d w e l c h e es 

a u f G r u n d v o n S t r a f t a t e n o d e r G e r i c h t s u r t e i l v e r l o r e n h a t t e n . D i e A n l a g e v o n B ü r g e r ­

l i s t e n o d e r B ü r g e r b ü c h e r n 1 0 8 ) e i n e r s e i t s u n d v o n V e r f e s t u n g s ­ o d e r V e r z ä h l b ü c h e r n a n ­

d e r e r s e i t s w a r d i e K o n s e q u e n z . S t r a l s u n d l e g t e 1 2 7 7 e i n e R u b r i k f ü r V e r f e s t u n g e n u n d 

e i n s e l b s t ä n d i g e s V e r f e s t u n g s b u c h 1 3 1 0 a n . D a s ä l t e s t e V e r f e s t u n g s b u c h v o n L ü n e b u r g 

b e g i n n t n-/^10^), 1 2 8 9 d i e d o r t i g e n B ü r g e r l i s t e n 1 1 0 ) . 

D e r S t a d t g e m e i n d e w a r e n d u r c h d e n G r ü n d e r d e r v o n d e r M a u e r a b g e g r e n z t e S i e d ­

l u n g s r a u m u n d d i e F l u r z u g e w i e s e n , i n d e r S t a d t w a r e n i h m v i e l f a c h g le i ch g r o ß e H o f ­

s t e l l e n z u g e m e s s e n w o r d e n . D i e i m V e r g l e i c h z u r D o r f s i e d l u n g u n g e w ö h n l i c h g r o ß e 

K o p f z a h l d e r S t a d t z w a n g z u r g e n a u e n K o n t r o l l e d e r E i g e n t u m s r e c h t e a n d e n sich 

b e r ü h r e n d e n H o f s t e l l e n . I n d e r S t a d t w a r k e i n R a u m , u m w i e e t w a i m D o r f u n d 

s e i n e r o f t s ich i n d e r A l l m e n d e v e r l i e r e n d e n F l u r e i n e A u s b a u s i e d l u n g z u g r ü n d e n . D i e 

sich s e l b s t v e r w a l t e n d e G e n o s s e n s c h a f t m u ß t e a u s f i s k a l i s c h e n G r ü n d e n j e d e n B e s i t z ­

1 0 6 a ) P I T Z ( w i e A n m . 1 0 5 ) , S . 3 1 2 . V g l . W . E B E L , L ü b i s c h e s R e c h t I , 1 9 7 1 , S . 4 1 8 . 

107) B ü r g e r m e i s t e r u n d R a t ber i e t en 1395 ü b e r den N u t z e n der S t a d t u n d e r k a n n t e n , dat men-
nigherleye schade unde vorsumenisse dycke unde vele gheschen is darumme, dat men nickten 
scref an eyn bock, dar bewylen grot macht an was; uppe dat zulk schade unde vorsumenisse 
nicht mehr ensche, 20 scholet na dessem daghe mer der stad kemerere alle tyd scriven laten in 
dyt bock alle de stucke, dar macht an is unde de quat vorgheten weren. Es fo lgen wei t e re ins 
e inze lne gehende W e i s u n g e n ü b e r die F ü h r u n g des Buches; Bremisches U B I, S. X I I I . 
108) Vgl . z. B. die N ü r n b e r g e r Bürge rbüche r I : D i e P e r g a m e n t e n e n N e u b ü r g e r l i s t e n 1302­1448 , 
hg. v o m S t a d t a r c h i v N ü r n b e r g , 1974. 
109) D a s L ü n e b u r g e r Ver fe s tungs r eg i s t e r b e g i n n t in s t reng u r k u n d l i c h e r F o r m u n d f ü h r t d a n n 
die e inze lnen P r o s k r i p t i o n e n a u f : Universis tarn presentibus quam futuris presens scriptum 
audituris vel visuris consules civitatis Luneburgentium in omnium salvatore! Notum sit Omni­
bus presentes litteras legentibus et audientibus, quod hic inscripti sunt qui malignati sunt contra 
ius civitatis. E i n m a l w i r d im D i k t a t d e r E i n d r u c k der b e w e i s f ä h i g e n C a r t a erweckt , z u m a n d e r e n 
auch im "Wort laut d e r Bezug auf das S t a d t r e c h t herges te l l t ; das Regis te r ist n u r schriftl icher 
A u s f l u ß des Stad t r ech t e s ; A b d r u c k : L ü n e b u r g s äl testes S t a d t b u c h u n d Ver fes tungs reg i s t e r , hg. 
v o n W . R E I N E C K E , 1 9 0 3 , S . 2 6 9 . 

Als U r k u n d e m i t g e n a u e r Beach tung d e r F o r m e l n gibt sich das N ü r n b e r g e r Achtbuch v o n 
1285 ff . Es b e g i n n t m i t e iner A r e n g a , die das Zeugnis der Schrift h e r v o r h e b t , d a n n fo lgen die 
Auss te l l e r u n d d a r a n schl ießen sich als eine gleichsam endlose Folge v o n Dispos i t iones die P r o ­
s k r i p t i o n e n an . D i e Serie h a t d i spos i t iven W e r t (libro debeant efficaciter intitulari). Omnium 
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Wechsel an den Hofstel len kennen. Die Besitzveränderungen hat ten ihren G r u n d ein­
mal in der Vererbung. Während im Dorf die Hofstel le und die in die Flurordnung seit 
Generationen eingefügten Feldparzellen einen traditionellen, besitzrechtlich wenig be­
weglichen Wirtschaftsverbund bildeten, waren Besitzveränderungen in einer von K a u f ­
leuten bestimmten Stadt leichter möglich, denn die Bewohner verfügten über das nötige 
Bargeld. In einer Zeit, die zum Besitznachweis die besiegelte Car ta forder te , wäre diese 
das gegebene Beweismittel gewesen. Man verzichtete darauf . Aus der Urkunde , dem 
Traditionsbuch und dem Urkundenregister , wie es die päpstliche Kanzlei und andere 
kirchliche Schreibstuben kannten, wurde das städtische Gerichtsbuch entwickelt. Meist 
auf einen Prolog, der die amtierenden Schöffen oder Ratmänner und das Jah r nannte, 
folgte die Serie der Eintragungen; sie entbehrten zwar eines Beglaubigungsmittels, hat ­
ten aber Beweiskraft.111) 1266 richteten die Schöffen von Hal le auf G r u n d des Willkür­
rechtes der Bürger das erste Schöffenbuch ein: . . . do worden unse berren de scepenen 
von Halle des tu rade mit der borgere wilkore, dat se bescriven leten alle de gave, de 
vor gerichte und vor den scepenen gegeven wurde, der stat gemene armen unde den 
riken tu eren unde tu vromen unde tu not.II21 Nach der Aufzäh lung der Schöffen be­
ginnen die Eintragungen der Rechtsgeschäfte. 

Das Verfahren der Eintragung der Stadtbücher hat te gegenüber den Schreinskarten 
von Köln und der for t laufenden Hef tung von Schreinskarten zum Rotulus in Ander­
nach (seit ca. 1190) den Vorteil , daß sie gegen Verlust gesichert waren und das Stadt­
gericht den Überblick über alle Güterbewegungen in der Stadt hatte . In protokol la­
rischer Form äußerten sich Vogt und Ratmänner von Lüneburg über den Zweck der 

habere memoriam divinum est pocius quam humanum; necesse est, ut statuta sive statuenda 
scripture testimonio commendentur, ne a memoria hominum recedant penitus et evanescant. 
(E)go igitur Bertholdus scultetus dictus Pbinzink, consules ac universitas civium in Nvrenberch 
ex unanimi consilio statuentes, ut proscripti nostre civitatis et pene cuiuslibet excedentis inflicte, 
qui iurati pollicentur civitatem evitare, eorum nomina huic libro debeant efficaciter intitulari. 
Hic notantur proscripti. Item ad queremoniam . . . W. SCHULTHEISS, Die Acht­, Verbots­ und 
Fehdebücher Nürnbe rgs v o n 1285—1400, 1960, S. 1. Wenn die Geächteten schworen, die Stad t 
nicht wieder zu betreten, so schworen sie sich gleichsam wieder aus der durch Bürgereid begrün­
deten Schwurgemeinschaft der Stad t aus. 
110) A n l a ß f ü r die Anlage von städtischen Amtsbüchern konn ten wichtige Einschnit te im Ver­
fassungsleben einer Stad t sein. 1311 setzt die Reihe der Bürgermeister in F r a n k f u r t ein, u n d im 
selben Jah re w u r d e das erste Bürgerbuch angelegt ; Die Bürgerbücher der Reichsstadt F r a n k f u r t 
1 3 1 1 ­ 1 4 0 0 u n d d a s E i n w o h n e r v e r z e i c h n i s v o n 1 3 8 7 , h g . v o n D . A N D E R N A C H T U. O . STAMM 

( V e r ö f f H i s t K o m m F r a n k f 12), 1955. 
111) Die erste Ein t r agung der Registra l i t t e ra rum scabinorum von Breslau (1345) ve rmerk t 
auch die Besiegelung. Im übrigen ist die protokol lar ische Ein t r agung mit N e n n u n g der Schöffen­
namen und des Rechtsgeschäftes gewahr t ; P. REHME, Über die Breslauer Stadtbücher , 1909, 
S. 148. ­ Die Anweisungen f ü r die F ü h r u n g des Stadtbuches des Weichbildes Sack in Braun­
schweig zeigen, d a ß der R a t die Ein t ragungen als U r k u n d e n betrachtete ; U B Stad t Braun­
schweig I I I , N r . 280 (1330). 
112) A. BIERBACH, U B H a l l e 5 (Gq.Prov.Sachs. N r . 10) I, N r . 320. 



1 9 6 HANS PATZE 

Anlage ihres Stadtbuches 1290: . . . librum, qui vulgariter nominandus est Liber civi­
tatis, per manum Nicolay notularii nostri in hunc modum decrevimus componendum: 
ut, quicunque alteri obligatur pro quocunque debito, intituletur huic libro atque huius 
anni, quo debitor juerit inscribendus, consulum testimonio confirmetur; . . . huius in­
scriptionis serie tempore perpetuo duratura.11^ Es wird gesagt, daß die Eintragungen, 
wenn sie unter der Zeugenschaft der regierenden Ratmänner und unter dem Geschäfts­
jahr , auf dessen Eintragung besonders hingewiesen wird , erfolgen, ewige Geltung haben 
sollen. Mithin hat der Eintrag ohne Siegelbeglaubigung aber auch ohne Beiziehung der 
noch lebenden Zeugen Beweiskraft . 

Es kann nicht unsere Aufgabe sein, die Bildung und Spezialisierung der städtischen 
Selbstverwaltung, die Aufgl iederung des Rates in einzelne Behörden und die diesen 
folgende Anlage besonderer sachbezogener Stadtbücher darzustellen. E. Pi tz hat diese 
Zusammenhänge fü r Köln, Nürnbe rg und Lübeck aufgezeigt1 1^. Die Anstöße zu dieser 
Entwicklung der Schriftlichkeit in der Stadt liegen in den Stadtrechten im weitesten 
Sinne des Wortes. Das t r i f f t sowohl f ü r die »gewachsenen« als auch die gegründeten 
Städte zu, wie wir nochmals betonen möchten. 

Die Beziehung zwischen Stadtrecht und Schriftlichkeit t r i t t in den Gründungsstädten 
besonders deutlich zutage, weil die bodenrechtliche Konsti tuierung der Bebauungsfläche 
im Urkundenzei ta l te r einen Beurkundungsakt verlangt . Während in den alten Bischofs­
städten des Westens vornehmlich von der kaufmännischen und handwerklichen Bevöl­
kerung das Stadtrecht erst in langen K ä m p f e n vom 12. bis 14., ja 15. Jahrhunder t 
errungen werden kann, wird es in den Gründungsstädten als ein dingliches Recht ver­
liehen, das an dem zur Construct io der Stadt gehörigen Boden haftet . Es setzt sich aus 
einer Vielzahl von Rechten, die in ihrer Qual i tä t im Vergleich zum Landrecht Frei­
heiten darstellen, zusammen. Die Wahrnehmung dieser Freiheiten durch die Stadtbevöl­
kerung erforder t eine schriftliche Verwal tung. Trotz der von den Stadtgründern indi­
viduell gewährten Rechte setzte sich, durch praktische Erfah rung gegründet, ein Kanon 
von Rechten durch, der hinsichtlich des Rechtsinhaltes einen T y p von Stadtrechten ge­
gründeter Städte bewirkte. 

113) Lüneburgs ältestes Stadtbuch (wie Anm. 91), S. 21. 
114) vgl. Anm. 105. Nicht nur die Aufgliederung der städtischen Verwaltung, sondern auch 
besondere Ereignisse im Leben der Stadt konnten Anlaß geben, neue, inhaltlich bestimmte Amts­
bücher anzulegen. W. SCHULTHEISS (Acht­, Verbots­ und Fehdebücher [wie Anm. 109] S. 30*) 
vermutet, daß die Errichtung der Reichslandvogtei Nürnberg durch Kg. Albrecht I. zur Kodi­
fizierung des Satzungsrechtes der Stadt geführt haben könne. Die Anlage des »Roten Buches« 
von Ulm wird mit der Gründung des Schwäbischen Städtebundes 1376 in Zusammenhang ge­
bracht; »den Inhalt bilden Aufzeichnungen über das städtische Leben nach all seinen Richtun­
gen«. Das rote Budi der Stadt Ulm, hg. v. C. MOLLWO (WürttGqu 8), 1905, Einl. S. 10. Wenn 
Ks. Ludwig d. B. der Stadt Ulm 1346 durch Urkunde die Anlage eines Achtbuches erlaubte 
(ebenda S. 12), so mag er von der Auffassung ausgegangen sein, daß es sich bei der Acht und 
dem Recht zu ihrer Registrierung um ein königliches Recht handele. 


